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A. Problem 

Durch die Verordnungen (EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70 des 
Rates vom 28. April 1970 und die zu ihrer Durchführung erlas- 
senen Verordnungen des Rates und der Kommisson der Euro- 
päischen Gemeinschaften ist das Weinrecht für den Bereich der 
EWG in wesentlichen Teilen harmonisiert worden. Da die Ver- 
ordnungen in allen Mitgliedstaaten unmittelbar gelten, sind 
die entgegenstehenden und inhaltsgleichen Vorschriften des 
am 20. Juli 1971 in Kraft tretenden Weingesetzes vom 16. Juli 
1969 unanwendbar geworden. Welche Gesetzesbestimmungen 
hiervon im einzelnen betroffen sind, ist für den Gesetzesunter- 
worfenen nicht ohne Schwierigkeiten erkennbar. 

Um eine ordnungsgemäße Bereitung des Weines der Ernte 1971 
zu gewährleisten, müssen die in den EWG-Verordnungen dem 
nationalen Gesetzgeber übertragenen Regelungen getroffen 
werden. Die von der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften insoweit getroffenen Übergangsregelungen laufen am 
31. August 1971 aus. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf faßt die weiter anwendbaren Vorschriften 
des Weingesetzes 1969 unter Berücksichtigung der in naher 
Zukunft zu erwartenden weiteren EWG-Verordnungen zusam- 
men. Darüber hinaus füllt er die zahlreichen Ermächtigungen 
der EWG-Verordnungen zu nationalen Regelungen aus und 
sieht vor, daß das z. T. durch EWG-Recht überlagerte Wein- 
gesetz 1969 mit seinem Inkrafttreten am 20. Juli 1971 außer 
Kraft tritt. Außerdem enthält er Sanktionsvorschriften für Zu- 
widerhandlungen sowohl gegen die nationalen als auch gegen 
die weinrechtlichen Bestimmungen der EWG-Verordnungen. 
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C. Alternativen 
Keine. 

D. Kosten 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch die Ausführung 
dieses Gesetzes gegenüber dem Weingesetz 1969 keine zusätz- 
lichen Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. März 1971 

1/4 (III/2) — 231 02 — We 1/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über Wein, Likörwein, Schaumwein, wein- 
haltige Getränke und Branntwein aus Wein 
(Weingesetz) 


mit Begründung. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit. 

Die Vorlage ist dem Bundesrat am 19. Februar 1971 als beson- 
ders eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf so- 
wie die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates werden unverzüglich nachgereicht. 


Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes 

über Wein, Likörwein, Schaumwein, weinhaltige Getränke und 
Branntwein aus Wein (Weingesetz) 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

TEILI 

Wein, Likörwein, Schaumwein 

§ 1 

Begriffsbestimmung 

(1) Für frische Weintrauben, Traubenmost, teil- 
weise gegorenen Traubenmost, Traubensaft, kon- 
zentrierten Traubensaft, Wein, Jungwein, zur Ge- 
winnung von Tafelwein geeigneten Wein, Tafel- 
wein, Weinessig, Weintrub, rohen Weinstein, Trau- 
bentrester, Tresterwein sowie verdünnten Alkohol 
aus Erzeugnissen der Weinrebe sind die Begriffs- 
bestimmungen der Nummern 1 bis 3, 5 bis 10, 16 bis 
20 und 22 des Anhangs II der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 vom 28. April 1970 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 99 S. 1) anzuwenden. 

(2) Für konzentrierten Traubenmost, Likörwein, 
Schaumwein, Schaumwein mit zugesetzter Kohlen- 
säure, Perlwein sowie Perlwein mit zugesetzter 
Kohlensäure sind, 

1. soweit es sich um Erzeugnisse mit Ursprung in 
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft handelt, die Begriffsbestimmungen 
der Nummern 4 und 11 bis 15 des Anhangs II der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70; 

2. soweit es sich um Erzeugnisse mit Ursprung in 
Drittländern handelt, die Begriffsbestimmungen 
des Artikels 2 der Verordnung (EWG) Nr. 948/70 
vom 26. Mai 1970 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 114 S. 6) 

anzuwenden. 

(3) Qualitätswein eines bestimmten Anbaugebie- 
tes (Qualitätswein b. A.) ist, soweit es sich um inlän- 
dischen Wein handelt, der Wein, dem auf Grund 
einer Qualitätsprüfung nach § 13 eine Prüfungs- 
nummer als Qualitätswein (§ 10) oder Qualitäts- 
wein mit Prädikat (§ 11) zuerkannt worden ist. 

(4) Zur Gewinnung von Qualitätswein b. A. ge- 
eigneter Wein ist, soweit es sich um inländischen 
Wein handelt, der Wein, der 

1. ausschließlich von Weintrauben geeigneter Reb- 
sorten (§ 2 Abs. 2) stammt, die in einem bestimm- 
ten Anbaugebiet (§ 9 Abs. 6) geerntet und ver- 
arbeitet (§ 4 Abs. 2) worden sind, 

2. mindestens den nach § 10 Abs. 3 festgelegten 
natürlichen Mindestalkoholgehalt aufweist und 

3. dessen vorhandener oder potentieller Alkohol- 
gehalt weder durch Zusatz von konzentriertem 
Traubenmost noch durch Konzentrierung erhöht 
worden ist. 


(5) Für den vorhandenen und potentiellen Alko- 
holgehalt, den Gesamtalkoholgehalt und den natür- 
lichen Alkoholgehalt sind die Begriffsbestimmungen 
des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
anzuwenden. Durch Rechtsverordnung kann das Um- 
rechnungsverfahren zur Ermittlung der Alkohol- 
gehalte geregelt werden. 


ERSTER ABSCHNITT 

Inländischer Wein 


TITEL 1 
Herstellung 

§ 2 

Rebanlagen, Rebsorten und Anbaumethoden 

(1) Wird Wein im Inland hergestellt (Inländischer 
Wein), so dürfen nur Weintrauben verwendet wer- 
den, die ausschließlich aus nach dem Weinwirt- 
schaftsgesetz genehmigten oder nicht genehmigungs- 
bedürftigen inländischen Rebanlagen stammen. 

(2) Die Landesregierungen der weinbautreibenden 
Länder stellen durch Rechtsverordnung das nach 
Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 817/70 
vom 28. April 1970 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 99 S. 20) erforderliche Ver- 
zeichnis der für die Erzeugung jedes einzelnen 
Qualitätsweins b. A. geeigneten Rebsorten auf. 

(3) Die weinbautreibenden Länder regeln nach 
Artikel 4 Unterabsatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 817/70 die Anbaumethoden, die zur Gewähr- 
leistung einer optimalen Qualität von Qualitäts- 
wein b. A. notwendig sind, insbesondere Boden- 
bearbeitung, Düngung, Erziehungsarten, Anschnitt 
und Beregnung. 

(4) Die Landesregierungen der weinbautreiben- 
den Länder setzen nach Artikel 10 Abs. 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 817/70 durch Rechtsverordnung, 
sofern nicht eine Regelung durch Landesgesetz ge- 
troffen wird, den für die Herstellung von Qualitäts- 
wein b. A. zulässigen Hektarertrag an Trauben-, 
Most- oder Weinmengen fest. Bei Überschreitung 
des Hektarhöchstertrages kann der Wein als 
Qualitätswein b. A. in den Verkehr gebracht wer- 
den, sofern er eine Qualitätsprüfung nach § 13 
bestanden hat. 

(5) Bewirtschaftet der Inhaber eines grenznahen 
Weinbau- oder Weinherstellungsbetriebes einen 
jenseits der Grenze belegenen grenznahen Wein- 
berg, kann die zuständige oberste Landesbehörde 
des Landes, in dem der Wein hergestellt werden 
soll, genehmigen, daß er oder der Inhaber eines 
anderen grenznahen Weinherstellungsbetriebes die 
im Ausland geernteten Weintrauben im Inland zur 
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Herstellung von Wein verwendet. Die Genehmi- 
gung ist zu erteilen, wenn die Versagung auch unter 
Berücksichtigung der Ziele des Gesetzes eine be- 
sondere Härte bedeuten würde. Die Genehmigung 
kann inhaltlich beschränkt, mit Auflagen verbunden 
und befristet werden; sie kann aus wichtigem Grund 
widerrufen sowie unter dem Vorbehalt des Wider- 
rufs erteilt werden. 

§ 3 

Traubenlese, Herbstordnung 

(1) Weintrauben dürfen erst gelesen werden, 
wenn sie unter Berücksichtigung der Witterung, der 
Rebsorte und des Standortes die in dem betreffen- 
den Jahre erreichbare Reife erlangt haben-, dies gilt 
nicht, wenn eine Lese infolge ungünstiger Witte- 
rung oder sonstiger nicht zu vertretender Umstände 
zur Sicherung der Ernte vor der Reife zwingend not- 
wendig ist. Soweit die Lese durch eine Rechtsver- 
ordnung nach Absatz 2 oder auf Grund einer sol- 
chen Rechtsverordnung geregelt ist, ist für die Zu- 
lässigkeit der Lese diese Regelung ausschließlich 
maßgebend. Die Lese von Weintrauben, die zur 
Herstellung von Qualitätswein mit Prädikat (§ 11) 
vorgesehen sind, ist ferner nur nach vorheriger 
Anzeige bei der zuständigen Behörde zulässig. 

(2) Die Landesregierungen der weinbautreiben- 
den Länder bestimmen durch Rechtsverordnung In- 
halt, Zeitpunkt und Form der nach Absatz 1 Satz 3 
erforderlichen Anzeige. Sie können zur Förderung 
der Güte des Weines und zur Sicherstellung einer 
ausreichenden Überwachung eine Herbstordnung 
erlassen. Die Herbstordnung kann 

1. die Voraussetzungen für Vorlesen, für Beginn 
und Ende der Hauptlese und für den Beginn der 
späten Lese unter Berücksichtigung der unter- 
schiedlichen Reife in den einzelnen Rebflächen 
und bei den einzelnen Rebsorten festsetzen, 

2. das Schließen und Betreten der Weinberge re- 
geln, 

3. die Voraussetzungen für Beginn und Ende der 
täglichen Lesezeit festsetzen, 

4. vorschreiben, 

a) daß die Lese von Weintrauben, die für die 
Herstellung von Qualitätswein {§ 10) vor- 
gesehen sind, einer vorherigen oder nachträg- 
lichen Anzeige bedarf, 

b) welchen Inhalt und welche Form diese An- 
zeige haben muß und welche Frist dabei ein- 
zuhalten ist und 

c) daß Weintrauben, deren Lese nicht nach Maß- 
gabe der nach Buchstaben a und b erlassenen 
Vorschriften durchgeführt worden ist, nicht 
oder nur nach Erteilung einer Ausnahme- 
genehmigung zur Herstellung von Qualitäts- 
wein b. A. verwendet werden dürfen, 

5. eine Prüfung zur Feststellung der Reife und des 
Zustandes des Lesegutes einführen und die Be- 
sitzer der Weinberge sowie die Besitzer des 
Lesegutes verpflichten, der zuständigen Behörde 


oder den von ihr Beauftragten die Prüfung zu 

ermöglichen. 

(3) Die Landesregierungen der weinbautreiben- 
den Länder bestimmen, wer für die Durchführung 
von Absatz 1 Satz 3 und der nach Absatz 2 erlas- 
senen Rechtsverordnungen zuständig ist. 

(4) Weintrauben, die entgegen Absatz 1 Satz 1 
oder entgegen einer nach Absatz 2 erlassenen Vor- 
schrift gelesen worden sind, dürfen zur Herstellung 
von Wein und Traubenmost nicht verwendet wer- 
den. Weintrauben, deren Lese entgegen Absatz 1 
Satz 3 nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsgemäß 
angezeigt worden ist, dürfen zur Herstellung von 
Qualitätsweinen mit Prädikat nicht verwendet wer- 
den. Die zuständige Behörde kann zur Vermeidung 
einer unbilligen Härte, insbesondere bei unverzüg- 
licher nachträglicher Anzeige, Ausnahmen zulassen. 

§ 4 

Verarbeitung zu Qualitätswein 
außerhalb des bestimmten Anbaugebietes 

(1) Bei der Herstellung eines Qualitätsweines 
b. A. kann nach Maßgabe des Artikels 5 Abs. 2 
Unterabs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 817/70 und 
der zu seiner Durchführung erlassenen Verord- 
nungen des Rates oder der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften genehmigt werden, daß 
die Verarbeitung von Weintrauben zu Trauben- 
most und des Traubenmostes zu Wein auch außer- 
halb des bestimmten Anbaugebietes vorgenommen 
wird, in dem die Weintrauben geerntet worden sind. 
Die Landesregierungen der weinbautreibenden 
Länder bestimmen die für die Erteilung der Geneh- 
migung zuständigen Stellen. 

(2) Die Verarbeitung im Sinne des Absatzes 1 
umfaßt die Arbeitsvorgänge bis zur Trennung der 
Hefe vom Wein, einschließlich der Erhöhung des 
Alkoholgehalts und der Entsäuerung. 

§ 5 

Erhöhung des Alkoholgehaltes 

(1) Der vorhandene oder potentielle natürliche 
Alkoholgehalt von frischen Weintrauben, Trauben- 
most, teilweise gegorenem Traubenmost und Jung- 
wein, soweit diese Erzeugnisse aus empfohlenen, 
zugelassenen oder vorübergehend zugelassenen 
Rebsorten nach der Verordnung (EWG) Nr. 2005/70 
vom 6. Oktober 1970, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 224 S. 1, (Rebsorten im Sinne 
des Artikels 16 der Verordnung [EWG] Nr, 816/70) 
gewonnen sind, sowie von zur Gewinnung von Tafel- 
wein geeignetem Wein und Tafelwein, darf nach 
Maßgabe der Artikel 18 und 19 dieser Verordnung 
erhöht werden. 

(2) Der vorhandene oder potentielle natürliche 
Alkoholgehalt von frischen Weintrauben, Trauben- 
most, teilweise gegorenem Traubenmost und Jung- 
wein, soweit diese Erzeugnisse aus für Qualitäts- 
wein b. A. geeigneten Rebsorten gewonnen sind, 
sowie von zur Erzeugung von Qualitätswein b. A. 
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geeignetem Wein, darf nach Maßgabe der Artikel 
18 und 19 Abs. 1 bis 5 und 7 bis 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 erhöht werden. Hierbei darf der 
Gesamtalkoholgehalt 

1. in der Weinbauzone A bei 

a) Rotwein 12,5"^, 

b) anderem Wein 12° und 

2. in der Weinbauzone B bei 

a) Rotwein 13°, 

b) anderem Wein 12,5° 
nicht übersteigen. 

§ 6 

Meldepflichten 

Die Landesregierungen der weinbautreibenden 
Länder bestimmen die zuständigen Behörden, denen 
die Anwendung von Verfahren der Erhöhung des 
natürlichen Alkoholgehalts, der Entsäuerung oder 
Süßung nach den Artikeln 19, 20 und 21 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 sowie Mengen an Zucker 
und konzentriertem Traubenmost zu melden sind, 
die sich im Besitz der Personen befinden, die diese 
Verfahren anwenden. Sie können durch Rechts- 
verordnung zulassen, daß für mehrere Süßungs- 
vorgänge oder für einen bestimmten Zeitraum nur 
eine Meldung abgegeben werden muß, wenn die 
Süßung von einem Unternehmen häufig oder stän- 
dig vorgenommen wird. 

§ 7 

Behandlungsstoffe und Behandlungsverfahren 

(1) Dem Wein und den zu seiner Herstellung 
verwendeten Erzeugnissen dürfen Stoffe nur zu- 
gesetzt werden, wenn und soweit sie hierfür zu- 
gelassen sind. Durch Rechtsverordnung können 
Stoffe, soweit dies mit dem Schutz des Verbrauchers 
vereinbar ist, aus technologischen Gründen, zur Be- 
seitigung von Fehlem, zur Steigerung der Qualität, 
zur Erhaltung der Lager- oder Transportfähigkeit 
oder zu diätetischen Zwecken zugelassen werden. 

(2) Ein unbeabsichtigtes und technisch unver- 
meidbares übergehen nicht zugelassener Stoffe von 
Gefäßen, Geräten, Schläuchen und anderen der 
Herstellung, Abfüllung oder Lagerung dienenden 
Gegenständen auf den Wein und die zu seiner Her- 
stellung verwendeten Erzeugnisse ist kein Zusetzen 
im Sinne von Absatz 1, soweit es sich um gesund- 
heitlich, geschmacklich und gemchlich unbedenkliche 
geringe Anteile handelt. Durch Rechtsverordnung 
kann bestimmt werden, daß bei Gegenständen aus 
bestimmten Stoffen das Übergehen eines nicht zu- 
gelassenen Stoffes als technisch unvermeidbar an- 
zusehen ist oder als verbotenes Zusetzen gilt und 
welche Anteile gering im Sinne dieser Vorschrift 
sind. Besteht bei Gegenständen aus bestimmten 
Stoffen die Gefahr des Übergehens gesundheitlich 
nicht unbedenklicher Anteile eines nicht zugelas- 


senen Stoffes, kann ihre Benutzung durch Rechts- 
verordnung verboten werden. 

(3) Ionenaustauscher und ultraviolette oder ener- 
giereiche Strahlen dürfen nur angewandt werden, 
wenn es zugelassen ist. Durch Rechtsverordnung 
kann die Anwendung nach Maßgabe des Absatzes 1 
Satz 2 zugelassen werden. 

(4) Andere Behandlungsverfahren sind zulässig, 
wenn durch sie kein Stoff zugesetzt wird. Durch 
Rechtsverordnung kann ihre Anwendung einge- 
schränkt oder verboten werden, wenn es 

1. zum Schutz der Gesundheit, 

2. zur Förderung oder Erhaltung der Güte des 

Weines oder 

3. zur Sicherung einer ausreichenden Überwachung 
erforderlich ist. 

§ 8 

Gehalt an Restzucker, schwefliger Säure, 
Schwefelsäure und anderen Stoffen 

(1) Wein darf nicht zum offenen Ausschank feil- 
gehalten, aus dem Inland verbracht oder abgefüllt 
in den Verkehr gebracht werden, wenn das Ge- 
wicht des Zuckers (Restzucker), als Invertzucker 
berechnet, ein Drittel des Gewichts des vorhandenen 
Alkohols übersteigt. Soweit nach Absatz 2 oder 3 
eine abweichende Regelung getroffen ist, ist der 
in ihr festgesetzte Restzuckergehalt maßgeblich. 
Einer Restzuckerbegrenzung unterliegen nicht 
Qualitätswein mit Prädikat sowie Perlwein und 
Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure, deren Gehalt 
an Restzucker, als Invertzucker berechnet, 40 Gramm 
im Liter nicht übersteigt. 

(2) Die Landesregierungen der weinbautreiben- 
den Länder stufen zur Erhaltung der Eigenart von 
Weinen, deren Bezeichnung auf die Herkunft aus 
ihrem Land hinweist, durch Rechts Verordnung den 
zulässigen Restzuckergehalt den Rebstandorten, 
Rebsorten und Weinarten entsprechend herab. Für 
Weine, deren Bezeichnung auf die Herkunft aus 
ihrem Land hinweist, können sie einen höheren 
Restzuckergehalt zulassen, wenn der Wein aus 
Weintrauben mit einem üblicherweise hohen Säure- 
gehalt hergestellt worden ist; jedoch muß das 
Gewicht des vorhandenen Alkohols mindestens das 
Zweieinhalbfache des Gewichts des Zuckers, als 
Invertzucker berechnet, betragen. 

(3) Bei aus Verschnitten hervorgegangenem 
Wein gilt die für den namengebenden Anteil (§ 9 
Abs. 10, § 15) maßgebliche Restzuckerbegrenzung. 

(4) Wein darf nicht zum offenen Ausschank feil- 
gehalten oder abgefüllt in den Verkehr gebracht 
werden, wenn der Gehalt an schwefliger Säure die 
folgenden Werte je Liter übersteigt: 

1. bei Beerenauslesen und Trockenbeerenauslesen 

75 Milligramm freie und 400 Milligramm ge- 
samte schweflige Säure, 
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2. bei Auslesen, Eiswein und bei anderen Weinen, 
die in einem Liter mehr als 14^ Gesamtalkohol 
enthalten, 60 Milligramm freie und 350 Milli- 
gramm gesamte schweflige Säure, 

3. bei sonstigen Weinen 50 Milligramm freie und 
300 Milligramm gesamte schweflige Säure; 

der Gehalt an Schwefelsäure, als Kaliumsulfat be- 
rechnet, darf in einem Liter nicht höher sein als 
1500 Milligramm. Durch Rechtsverordnung können 
die Höchstwerte der Nummern 1 bis 3 herabgesetzt 
werden, wenn es nach den Erkenntnissen der Wis- 
senschaft technisch vertretbar ist; ferner kann ein 
höherer Gehalt an Schwefelsäure zugelassen wer- 
den, wenn dies technisch erforderlich und mit dem 
Schutz der Gesundheit vereinbar ist. 

(5) Durch Rechtsverordnung kann zum Schutz der 
Gesundheit vorgeschrieben werden, daß in dem 
Wein bestimmte andere Stoffe nicht oder nur in 
bestimmten Mengen enthalten sein dürfen. 


TITEL 2 

Bezeichnungen und sonstige Angaben 

§9 

Geographische Bezeichnungen 

(1) Zur Angabe der Herkunft des Weines oder 
der zu seiner Herstellung verwendeten Erzeugnisse 
sind als geographische Bezeichnungen nur zulässig 

1. in die Weinbergsrolle eingetragene Namen von 
Lagen und Bereichen, 

2. Namen von Gemeinden und Ortsteilen, 

3. Namen von Weinbaugebieten, bestimmten An- 
baugebieten und Untergebieten von bestimmten 
Anbaugebieten, 

4. das Wort „deutsch", 

5. durch Rechtsverordnung nach Absatz 7 zugelas- 
sene Bezeichnungen. 

Für Tafelweine dürfen die Namen von bestimmten 
Anbaugebieten, Untergebieten von bestimmten An- 
baugebieten und Lagen nicht gebraucht werden. 

(2) Eine Lage ist eine bestimmte Rebfläche (Ein- 
zellage) oder die Zusammenfassung solcher Flächen 
(Großlage), aus deren Erträgen gleichwertige Weine 
gleichartiger Geschmacksrichtung hergestellt zu wer- 
den pflegen und die in einer Gemeinde oder in meh- 
reren benachbarten Gemeinden desselben bestimm- 
ten Anbaugebietes belegen sind. Als Lagename darf 
nur ein Name eingetragen werden, der für eine zur 
Lage gehörende Rebfläche herkömmlich oder in das 
Flurkataster eingetragen ist oder der sich an einen 
solchen Namen anlehnt. 

(3) Eine Lage darf in die Weinbergsrolle nur ein- 
getragen werden, wenn sie insgesamt mindestens 
fünf Hektar groß ist. Abweichend davon können 
die zuständigen Behörden die Eintragung einer klei- 
neren Fläche zulassen, wenn die Bildung einer grö- 


ßeren Lage wegen dei^ örtlichen Nutzungsverhält- 
nisse oder wegen der Besonderheit der auf der 
Fläche gewonnenen Weine nicht möglich ist. 

(4) Bereich ist eine Zusammenfassung mehrerer 
Lagen, aus deren Erträgen Weine gleichartiger Ge- 
schmacksrichtung hergestellt zu werden pflegen und 
die in nahe beieinanderliegenden Gemeinden des- 
selben bestimmten Anbaugebietes belegen sind; 
eine Rebfläche, die keiner Lage angehört, kann ein- 
bezogen werden, wenn die sonstigen Voraussetzun- 
gen erfüllt sind. Bereichsnamen werden in der Weise 
gebildet, daß einem Namen, der die zugehörigen 
Rebflächen umschreibt, das Wort „Bereich" voran- 
gestellt wird. Stehen zur Umschreibung geeignete 
herkömmliche Namen zur Verfügung, sollen diese 
gewählt werden. 

(5) Die Landesregierungen der weinbautreibenden 
Länder regeln durch Rechtsverordnung, sofern nicht 
eine Regelung durch Landesgesetz getroffen wird, 

1. die Einrichtung und Führung der Weinbergsrolle, 

2. das Nähere über Eintragungen und Löschungen 
einschließlich der Feststellung und Festsetzung 
der Lage- und Bereichsnamen, 

3. die Antragsberechtigung sowie Inhalt und Form 
der Anträge, 

4. die Eintragungen und Löschungen von Amts we- 
gen, 

5. die Zuständigkeit der Behörden. 

(6) Durch Rechts Verordnung sind Weinbaugebiete, 
bestimmte Anbaugebiete und, soweit zweckmäßig, 
Untergebiete von bestimmten Anbaugebieten zu 
bilden und ihre Namen festzusetzen. Bei der Bildung 
dieser Gebiete sind durch Klima, Landschaft, Boden- 
beschaffenheit oder herkömmliche Anbauweise be- 
dingte Übereinstimmungen zu berücksichtigen. Um- 
fassen Gebiete nach Satz 1 Teile mehrerer Bundes- 
länder und gelten in diesen Teilen verschiedene 
Restzuckerbegrenzungen (§ 8 Abs. 1 und 2), so kann 
die Rechts Verordnung den Restzuckergehalt festset- 
zen, der bei Gebrauch des Gebietsnamens zulässig 
ist. 

(7) Durch Rechtsverordnung können zur Förderung 
des Absatzes typischer Weine eines bestimmten 
Raumes weitere Bezeichnungen, die unmittelbar 
oder mittelbar auf die Herkunft des Weines und 
der zu seiner Herstellung verwendeten Erzeugnisse 
hinweisen, zugelassen werden. Absatz 6 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

(8) Wein und die zu seiner Herstellung verwen- 
deten Erzeugnisse müssen mit einer nach Absatz 1 
zugelassenen geographischen Bezeichnung versehen 
sein. Dies gilt nicht für teilweise gegorenen Trauben- 
most, der zum alsbaldigen Verzehr bestimmt und 
in ortsüblicher Weise bezeichnet ist. 

(9) Wird eine engere geographische Bezeichnung 
als der Name eines Weinbaugebietes, bestimmten 
Anbaugebietes oder eines Untergebietes eines be- 
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stimmten Anbaugebietes gewählt, so ist zusätzlich 
das Weinbaugebiet, bestimmte Anbaugebiete oder 
das Untergebiet eines bestimmten Anbaugebietes 
anzugeben, in dem die Weintrauben geerntet wor- 
den sind. Bei Wahl eines Lagenamens ist außerdem 
die Gemeinde oder der Ortsteil anzugeben. Erstreckt 
sich die Lage über mehrere Gemeinden, ist eine die- 
ser Gemeinden anzugeben. 

(10) Eine engere geographische Bezeichnung als 
die Bezeichnung „deutsch" darf bereits dann gewählt 
werden, wenn die verwendeten Weintrauben min- 
destens zu 75 vom Hundert aus dem betreffenden 
Raume stammen, dieser Anteil die Art bestimmt und 
die zur Herstellung verwendeten Erzeugnisse an- 
derer örtlicher Herkunft gleichwertig und ausschließ- 
lich aus demselben Weinbaugebiet oder bestimmten 
Anbaugebiet wie der namengebende Anteil geerntet 
worden sind. Beerenauslesen und Trockenbeerenaus- 
lesen, die aus Weinbeeren mehrerer Lagen herge- 
stellt sind, dürfen mit dem Namen der Lage be- 
zeichnet werden, aus der mehr als 50 vom Hundert 
der Weinbeeren stammen. 

(11) Die Bezeichnung „deutsch" darf nur gewählt 
werden, wenn die verwendeten Weintrauben aus- 
schließlich im Inland geerntet worden sind. 

§ 10 

Qualitätswein 

(1) Inländischer Wein darf als Qualitätswein b. A. 
oder als Qualitätswein nur gekennzeichnet werden, 
wenn für ihn auf Antrag eine Prüfungsnummer zu- 
geteilt worden ist. Wird der Wein so gekennzeich- 
net, ist die Prüfungsnummer hinzuzufügen und die 
Herkunft mit einer Bezeichnung nach § 9 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 oder 5 anzugeben. 

(2) Eine Prüfungsnummer wird zugeteilt, wenn 

1. die verwendeten Weintrauben ausschließlich von 
geeigneten Rebsorten (§ 2 Abs. 2) stammen, in 
einem einzigen bestimmten Anbaugebiet (§ 9 
Abs. 6) geerntet worden sind und der aus ihnen 
gewonnene Most mindestens den nach Absatz 3 
jeweils vorgeschriebenen natürlichen Mindest- 
alkoholgehalt aufgewiesen hat, 

2. konzentrierter Traubenmost nicht zugesetzt und 
eine Konzentrierung nicht vorgenommen worden 
ist, 

3. der Wein in Aussehen, Geruch und Geschmack 
frei von Fehlern und für die angegebene Her- 
kunft und bei Angabe einer Rebsorte für diese 
Rebsorte typisch ist und 

4. der Wein im übrigen der Verordnung (EWG) 
Nr. 817/70, diesem Gesetz und den zu ihrer 
Durchführung erlassenen Rechtsvorschriften ent- 
spricht. 

(3) Die Landesregierungen der weinbautreibenden 
Länder setzen durch Rechtsverordnung unter Be- 
rücksichtigung von Klima, Bodenbeschaffenheit und 


Rebsorte die natürlichen Mindestalkoholgehalte für 
einzelne bestimmte Anbaugebiete oder Teile davon 
fest; dabei darf der natürliche Mindest alkoholgehalt 
in der Weinbauzone A nicht unter 7,5^, in der Wein- 
bauzone B nicht unter 8° liegen. Bei Rebsorten mit 
spätreifenden Trauben darf für bestimmte Rebflä- 
chen der natürliche Mindestalkoholgehalt in der 
Weinbauzone A bis auf 7"^, in der Weinbauzone B 
bis auf 7,5° herabgesetzt werden. 

(4) Abweichend von Absatz 2 Nr. 1 ist bei Ver- 
schnitten der für den namengebenden Anteil (§ 9 
Abs. 10, § 15) vorgesdiriebene natürliche Mindest- 
alkoholgehalt maßgebend. 

(5) Nicht abgefüllter Wein darf vor Zuteilung 
einer Prüfungsnummer als zur Qualitätsprüfung an- 
gemeldet nur gekennzeichnet werden, wenn der für 
die Prüfung zuständigen Behörde die erforderlichen 
Angaben über die Erfüllung der Voraussetzungen 
nach Absatz 2 Nr. 1, 2 und 4 glaubhaft gemacht wor- 
den sind und zu erwarten ist, daß die Vorausset- 
zungen des Absatzes 2 Nr. 3 bei der Abfüllung er- 
füllt sein werden. Satz 1 gilt nicht, wenn der Wein 
aus dem Inland verbracht oder offen ausgeschenkt 
wird. 

§ 11 

Qualitätswein mit Prädikat 

(1) Inländischer Wein darf als Qualitätswein mit 
Prädikat in Verbindung mit einem der Begriffe 
Kabinett, Spätlese, Auslese, Beerenauslese, Trocken- 
beerenauslese und Eiswein nur gekennzeichnet 
werden, wenn ihm das Prädikat auf Antrag unter 
Zuteilung einer Prüfungsnummer zuerkannt worden 
ist. Wird der Wein mit einem Prädikat gekennzeich- 
net, ist die Prüfungsnummer hinzuzufügen und die 
Herkunft mit einer Bezeichnung nach § 9 Abs. 1 
Nr. 1 oder 2 anzugeben. Das Prädikat Eiswein darf 
nur neben einem der anderen Prädikate zuerkannt 
und gebraucht werden. 

(2) Das Prädikat Kabinett wird einem Wein zu- 
erkannt, wenn er die Voraussetzungen für die Zu- 
teilung einer Prüfungsnummer nach § 10 Abs. 2 er- 
füllt und 

1. die verwendeten Weintrauben in einem einzigen 
Bereich geerntet worden sind und der aus ihnen 
gewonnene Most mindestens den nach Absatz 4 
jeweils vorgeschriebenen natürlichen Mindest- 
alkoholgehalt aufgewiesen hat, 

2. der Wein als solcher nicht mit Hilfe von Be- 
handlungsstoffen entsäuert worden ist und 

3. Zucker nicht zugesetzt worden ist. 

(3) Die übrigen Qualitätsweine mit Prädikat müs- 
sen zusätzlich die für das Prädikat typischen Be- 
wertungsmerkmale aufweisen und aus Lesegut der 
folgenden Beschaffenheit hergestellt sein: 

1. Bei der Spätlese müssen die Weintrauben in 
einer späten Lese und in vollreifem Zustand ge- 
erntet sein. 
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2. Bei der Auslese dürfen nur Vollreife Weintrau- 
ben unter Aussonderung aller kranken und un- 
reifen Beeren verwendet werden. 

3. Bei der Beerenauslese dürfen nur edelfaule oder 
wenigstens überreife Beeren verwendet werden. 

4. Bei der Trockenbeerenauslese dürfen nur weit- 
gehend eingeschrumpfte edelfaule Beeren ver- 
wendet werden. Ist wegen besonderer Sorten- 
eigenschaft oder besonderer Witterung aus- 
nahmsweise keine Edelfäule eingetreten, genügt 
auch Überreife der eingeschrumpften Beeren. 

(4) Die natürlichen Mindestalkoholgehalte für 
Qualitätsweine mit Prädikat werden entsprechend 
§ 10 Abs. 3 Satz 1 mit der Maßgabe festgesetzt, daß 
die natürlichen Mindestalkoholgehalte nach dem Prä- 
dikat abgestuft werden. Sie dürfen in der Weinbau- 
zone A nicht unter 9,5°, in der Weinbauzone B nicht 
unter 10° liegen; bei Rebsorten mit spätreifenden 
Trauben darf für bestimmte Rebflächen der natür- 
liche Mindestalkoholgehalt in der Weinbauzone A 
bis auf 9°, in der Weinbauzone B bis auf 9,5° herab- 
gesetzt werden. 

(5) Ist ein Wein ausschließlich aus Weintrauben 
hergestellt, die bei ihrer Lese und Kelterung ge- 
froren waren, wird zusätzlich das Prädikat Eiswein 
zuerkannt. 

(6) Beerenauslesen und Trockenbeerenauslesen 
müssen mindestens 5,5° vorhandenen Alkohol ent- 
halten. 

(7) § 10 Abs. 4 gilt entsprechend. 

(8) Nicht abgefüllter Wein darf vor Zuteilung 
einer Prüfungsnummer als zur Prüfung als Qualitäts- 
wein mit Prädikat angemeldet nur gekennzeichnet 
werden, wenn der für die Prüfung zuständigen Be- 
hörde die erforderlichen Angaben über die Erfüllung 
der Voraussetzungen nach § 10 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 4, 
Absatz 2 Nr. 1 bis 3 und Absatz 3 glaubhaft gemacht 
worden sind und zu erwarten ist, daß die Voraus- 
setzungen des § 10 Abs. 2 Nr. 3 bei der Abfüllung 
erfüllt sein werden. Dabei kann das beantragte Prä- 
dikat angegeben werden. Satz 1 und 2 gelten nicht, 
wenn der Wein aus dem Inland verbracht oder offen 
ausgeschenkt wird. 

(9) Vor dem auf die Ernte der verwendeten Trau- 
ben folgenden 1. Januar darf ein mit einem Prädikat 
gekennzeichneter Wein nicht abgefüllt in den Ver- 
kehr gebracht werden. 

§ 12 

Grenzwerte 

Die weinbautreibenden Länder setzen für Quali- 
tätsweine b. A. über die nach §§ 8 Abs. 2, 10 Abs. 3 
und 11 Abs. 4 bestimmten Werte hinaus weitere 
Grenzwerte für charakteristische Faktoren nach Ar- 
tikel 1 1 Abs. 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG) 
Nr. 817/70 fest. 


§ 13 

Prüfung der Qualitätsweine und der Qualitäts- 
weine mit Prädikat 

(1) Die zuständigen Behörden des Landes, in dem 
die bei der Herstellung des Weines verwendeten 
Weintrauben geerntet worden sind, treffen die nach 
den §§ 10 und 11 sowie nach Artikel 12 Abs. 5 der 
Verordnung (EWG) Nr. 817/70 (Herabstufung von 
Qualitätswein b.A.) erforderlichen Entscheidungen. 
Sie können eine andere Einstufung als die bean- 
tragte vornehmen. Bei der Antragstellung sind Pro- 
ben einzureichen. 

(2) Sind Weintrauben aus den Gebieten mehrerer 
Länder verwendet worden, obliegt die Entschei- 
dung der zuständigen Behörde des Landes, aus dem 
der größte Anteil stammt. 

(3) Durch Rechtsverordnung werden die Entnahme 
und die Vorstellung der Proben und das Prüfungs- 
verfahren geregelt; dabei ist insbesondere festzu- 
legen, in welchen Fällen, unter welchen Vorausset- 
zungen und in welcher Weise Sinnenprüfungen vor- 
zunehmen sind und wie ihr Ergebnis zu bewerten ist. 

(4) Abweichend von § 10 Abs. 1 und § 11 Abs. 1 
dürfen die beantragte Prüfungsnummer und die Be- 
zeichnung Qualitätswein b. A. oder Qualitätswein 
oder Qualitätswein mit Prädikat in Verbindung mit 
dem beantragten Prädikat vom Antragsteller schon 
vor der Prüfung auf den Behältnissen abgefüllten 
Weines und bei Preisangeboten angegeben werden. 
Im übrigen darf ein so gekennzeichneter Wein erst 
nach der Zuteilung der Prüfungsnummer und nach 
der Zuerkennung des Prädikats in den Verkehr ge- 
bracht werden. 

(5) Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung zur Durchführung der Prüfungen und 
Herabstufungen Kommissionen bestellen. 

§ 14 

Verbot bestimmter Angaben 

(1) Angaben über die Beschaffenheit, Herstellung 
und Abfüllung eines Weines und über die zu seiner 
Herstellung verwendeten Erzeugnisse, Garantie-, 
Prüf- und Gütezeichen, Siegel, Medaillen und Hin- 
weise darauf sowie Hinweise auf Prämiierungen 
und Auszeichnungen dürfen auf Behältnissen und 
deren Verpackung sowie auf Getränkekarten und 
bei Preisangeboten nur gebraucht werden, soweit 
sie durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Ge- 
setzes zugelassen sind; dies gilt auch für Angaben 
durch bildliche Darstellung oder durch Zeichen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Angaben über Aussehen, 
Geruch und Geschmack auf Getränkekarten und bei 
Preisangeboten. 

(3) Durch Rechtsverordnung können Angaben nach 
Absatz 1 zugelassen werden, wenn dies dem Inter- 
esse des Verbrauchers dient oder hierfür ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis besteht und Interessen des 
Verbrauchers nicht entgegenstehen. 
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(4) Die Angabe „natur" darf weder für sich allein 
noch in einer Zusammensetzung oder in abgeleite- 
ter Form zugelassen werden. Das gleiche gilt für An- 
gaben, die darauf hinweisen, daß dem Wein bei der 
Herstellung Zucker nicht zugesetzt worden ist. 

§ 15 

Sonstige Bezeichnungen und Angaben 

Durch Rechtsverordnung können weitere Vor- 
schriften über die Bezeichnung und sonstige Anga- 
ben für Wein erlassen werden, insbesondere über 
die Bezeichnung der Weinart, die Angabe von 
Rebsorte, Jahrgang, Abfüller oder Hersteller und 
die Herkunft des Weines oder der zu seiner Her- 
stellung verwendeten Erzeugnisse, wenn dies den 
Interessen des Verbrauchers dient oder hierfür ein 
wirtschaftliches Bedürfnis besteht und Interessen des 
Verbrauchers nicht entgegenstehen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Ausländischer Wein 

§ 16 

Verbringen ins Inland 

(1) Im Ausland hergestellter Wein (Ausländischer 
Wein) darf ins Inland nur verbracht werden, wenn er 

1. soweit es sich um Wein mit Ursprung in Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft handelt, 

a) in einem Mitgliedstaat nach den dort gelten- 
den Rechtsvorschriften hergestellt worden ist 
und 

b) dort, mit Ausnahme von zur Gewinnung von 
Tafelwein geeignetem Wein, mit der Bestim- 
mung, unverändert verzehrt zu werden, in den 
Verkehr gebracht werden darf; 

2. soweit es sich um Wein mit Ursprung in Drittlän- 
dern handelt, 

a) in dem Staate, in dem der überwiegende Teil 
der verwendeten Weintrauben geerntet ist, 
nach den dort geltenden Rechtsvorschriften 
hergestellt worden ist, 

b) dort mit der Bestimmung, unverändert ver- 
zehrt zu werden, in den Verkehr gebracht 
werden darf und 

c) den Voraussetzungen des Artikels 28 Abs. 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 entspricht. 

Dem Verbringen steht nicht entgegen, daß der 
Wein zur Erhaltung seiner Lager- oder Transport- 
fähigkeit außerhalb seines Herstellungslandes be- 
handelt worden ist, sofern die im Herstellungsland 
dafür geltenden Rechtsvorschriften eingehalten wor- 
den sind. 

(2) Wein darf jedoch nicht ins Inland verbracht 
werden, wenn 


1. er von gesundheitlich bedenklicher Beschaffen- 
heit oder verdorben ist, 

2. der Gehalt an schwefliger Säure und an Schwefel- 
säure bei abgefülltem Wein die Höchstwerte 
übersteigt, die in oder auf Grund von § 8 Abs. 4 
festgesetzt sind; dabei gelten für Weine, die in 
ihrer Qualität einer Auslese, Beerenauslese oder 
Trocikenbeerenauslese entsprechen, die dafür 
festgesetzten Werte, 

3. Ionenaustauscher oder ultraviolette oder ener- 
giereiche Strahlen angewandt worden sind, die 
bei der Herstellung von Wein im Inland nicht 
angewandt werden dürfen, 

4. Rosinen oder aus ihnen gewonnene Stoffe zuge- 
setzt worden sind, 

5. Alkohol oder würzende oder färbende Stoffe zu- 
gesetzt worden sind, 

6. in den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für Wein nicht zugelassene 
künstliche Süßstoffe oder konservierende Stoffe 
zugesetzt worden sind, 

7. die Vorschriften über Bezeichnungen und son- 
stige Angaben (§ 18) nicht beachtet sind oder 

8. das nach Artikel 29 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 erforderliche Begleitdokument 
nicht beigefügt ist. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann 

1. zum Schutz der Gesundheit oder zum Schutz vor 
Täuschung vorgeschrieben werden, daß in dem 
Wein bestimmte Stoffe nicht oder höchstens in 
bestimmten Mengen enthalten sein dürfen; 

2. festgelegt werden, welche Weine in ihrer Qua- 
lität den Auslesen, Beerenauslesen und Trocken- 
beerenauslesen entsprechen; 

3. soweit es mit dem Schutz des Verbrauchers ver- 
einbar ist, für bestimmte Weine eine Ausnahme 
von Absatz 2 Nr. 5 zugelassen werden. 

§ 17 

Behandeln und Verschneiden im Inland 

(1) Ausländischer Wein bleibt ausländischer 
Wein, auch wenn er im Inland behandelt oder ver- 
schnitten wird. 

(2) Ausländischer Wein darf im Inland nur unter 
den Beschränkungen nach § 7 und, soweit er aus 
Drittländern stammt, nur mit der Maßgabe behan- 
delt werden, daß weder Zucker noch konzentrierter 
Traubenmost zugesetzt wird. 

(3) Ausländischer Wein darf im Inland zum 
offenen Ausschank nicht feilgehalten und nicht abge- 
füllt in den Verkehr gebracht werden, wenn sein 
Gehalt an schwefliger Säure oder an Schwefel- 
säure die für das Verbringen von abgefülltem Wein 
ins Inland (§ 16 Abs. 2 Nr. 2) geltenden Werte 
übersteigt oder er bestimmte Stoffe entgegen einer 
Rechtsverordnung nach § 16 Abs. 3 Nr. 1 enthält. 

(4) Auf Traubenmost, der aus ausländischen 
Weintrauben hergestellt ist (Ausländischer Trau- 
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benmost), sind die Absätze 2 und 3 und § 16 ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 18 

Bezeichnungen und sonstige Angaben 

(1) Auf ausländischen Wein ist § 14 Abs. 1 und 2 
mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der 
Zulassung durch dieses Gesetz oder auf Grund die- 
ses Gesetzes die ausdrückliche Zulassung durch eine 
Rechtsvorschrift des Herstellungslandes tritt. 

(2) Durch Rechtsverordnung können, wenn dies 
dem Interesse des Verbrauchers dient oder hierfür 
ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht und Inter- 
essen des Verbrauchers nicht entgegenstehen, Vor- 
schriften über Bezeichnungen und sonstige An- 
gaben bei ausländischem Wein und ausländischem 
Traubenmost erlassen werden. Insbesondere kann 
vorgeschrieben werden, 

1. daß Prädikate (§11 Abs. 1 Satz 1) oder sonstige 
Qualitätsangaben, auch in deutscher Sprache, 
nur unter bestimmten Voraussetzungen verwen- 
det werden dürfen; 

2. daß geographische Bezeichnungen oder Angaben 
über Weinarten, Rebsorten, Jahrgänge oder über 
den Importeur oder Abfüller erforderlich sind 
oder nur unter bestimmten Voraussetzungen 
verwendet werden dürfen; 

3. daß bei aus Drittländern stammendem Wein 
für bestimmte Rebsorten bestimmte Bezeich- 
nungen verwendet werden müssen. 

(3) Die Angabe „natur" darf weder für sich 
allein noch in einer Zusammensetzung oder in ab- 
geleiteter Form in deutscher oder fremder Sprache 
verwendet werden. Das gleiche gilt für Angaben, 
die darauf hinweisen, daß dem Wein bei der Her- 
stellung Zucker nicht zugesetzt worden ist. 

DRITTER ABSCHNITT 

Likörwein 

§ 19 

Herstellung 

(1) Durch Rechtsverordnung können, sofern hier- 
für ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht, zum 
Schutz der Gesundheit, zur Förderung oder Er- 
haltung der Güte oder zur Sicherung einer aus- 
reichenden Überwachung für im Inland hergestell- 
ten Likörwein (Inländischer Likörwein) Vorschrif- 
ten über die Herstellung erlassen werden. Insbe- 
sondere kann vorgeschrieben werden, 

1. daß nur bestimmte Erzeugnisse zur Herstellung 
verwendet werden dürfen; 

2. daß mit der Herstellung erst begonnen werden 
darf, wenn die zur Herstellung bestimmten 
Erzeugnisse gekennzeichnet und unter Angabe 
dieser Bestimmung in die Buchführung ein- 
getragen sind; 


3. daß bei der Herstellung nur bestimmte Stoffe zu- 
gesetzt oder verwendet oder nur bestimmte 
Verfahren angewandt werden dürfen; für die 
Stoffe können Höchstmengen festgelegt werden; 

4. daß schweflige Säure oder Schwefelsäure nur 
in bestimmten Höchstmengen enthalten sein 
darf. 

(2) § 7 Abs. 2 und 3 (Behandlungsstoffe und 
-verfahren) und § 8 Abs. 5 (Gehalt an Stoffen) 
gelten entsprechend. 

§ 20 

Verbringen ins Inland 

(1) Im Ausland hergestellter Likörwein (Aus- 
ländischer Likörwein) darf nur ins Inland ver- 
bracht werden, wenn die im Herstellungsland gel- 
tenden Rechtsvorschriften eingehalten worden sind 
und der Likörwein dort mit der Bestimmung, un- 
verändert verzehrt zu werden, in den Verkehr ge- 
bracht werden darf. Bei aus Drittländern stam- 
mendem Likörwein müssen darüber hinaus die zu 
seiner Herstellung verwendeten Weintrauben aus- 
schließlich in dem Staat geerntet worden sein, in 
dem er hergestellt worden ist. Dem Verbringen ins 
Inland steht nicht entgegen, daß der Likörwein 
zur Erhaltung seiner Lager- oder Transportfähig- 
keit außerhalb seines Herstellungslandes behandelt 
worden ist, sofern die im Herstellungsland dafür 
geltenden Rechtsvorschriften eingehalten worden 
sind. 

(2) Der Likörwein darf jedoch nicht ins Inland 
verbracht werden, wenn 

1. er von gesundheitlich bedenklicher Beschaffen- 
heit oder verdorben ist, 

2. Ionenaustauscher oder ultraviolette oder ener- 
giereiche Strahlen angewandt worden sind, die 
bei der Herstellung von Wein im Inland nicht 
angewandt werden dürfen, 

3. Rosinen oder aus ihnen gewonnene Stoffe zu- 
gesetzt worden sind, 

4. Zucker oder würzende oder färbende Stoffe, 
ausgenommen Zuckerkulör, zugesetzt worden 
sind, 

5. in den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für Wein nicht zugelassene 
künstliche Süßstoffe oder konservierende Stoffe 
zugesetzt worden sind, 

6. der Gehalt an schwefliger Säure und an Schwe- 
felsäure bei abgefülltem Likörwein die Höchst- 
werte übersteigt, die in oder auf Grund des § 8 
Abs. 4 für die dort in Satz 1 Nr. 3 genannten 
Weine festgesetzt sind, 

7. die Vorschriften über Bezeichnungen und son- 
stige Angaben (§ 22) nicht beachtet sind oder 

8. das nach Artikel 29 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 erforderliche Begleitdokument 
nicht beigefügt ist. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann zum Schutz 
der Gesundheit oder zum Schutz vor Täuschung 
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vorgeschrieben werden, daß in dem Likörwein 
bestimmte Stoffe nicht oder höchstens in bestimm- 
ten Mengen enthalten sein dürfen. 

§ 21 

Behandeln und Verschneiden im Inland 

(1) Ausländischer Likörwein bleibt ausländi- 
scher Likörwein, auch wenn er im Inland behan- 
delt oder verschnitten wird. 

(2) Ausländischer Likörwein darf im Inland 

1. nur unter den Beschränkungen nach § 7 behan- 
delt werden mit der Maßgabe, daß der Zu- 
satz von Alkohol oder von Zucker unzulässig ist, 

2. nur mit Likörwein desselben Herstellungslandes 
verschnitten werden. 

(3) Ausländischer Likörwein darf im Inland nicht 
zum offenen Ausschank feilgehalten oder abge- 
füllt in den Verkehr gebracht werden, wenn der 
Gehalt an schwefliger Säure oder an Schwefel- 
säure die für das Verbringen von abgefülltem Likör- 
wein ins Inland geltenden Werte übersteigt oder 
wenn er bestimmte Stoffe entgegen einer Rechts- 
verordnung nach § 20 Abs. 3 enthält. 

§ 22 

Bezeichnungen und sonstige Angaben 

(1) Durch Rechts Verordnung können, wenn dies 
dem Interesse des Verbrauchers dient oder hierfür 
ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht und Interes- 
sen des Verbrauchers nicht entgegenstehen, Vor- 
schriften über Bezeichnungen und sonstige Angaben 
bei Likörwein erlassen werden. Insbesondere kann 
vorgeschrieben werden, 

1. daß Likörwein als Likörwein zu bezeichnen ist; 
dabei kann, soweit ein wirtschaftliches Bedürf- 
nis besteht und Interessen des Verbrauchers 
nicht entgegenstehen, zugelassen werden, daß 
ein allgemein bekannter Likörwein statt mit 
dem Wort Likörwein mit dem für ihn üblichen 
Namen bezeichnet wird; 

2. daß Qualitätsangaben nur unter bestimmten 
Voraussetzungen verwendet werden dürfen; 

3. daß geographische Bezeichnungen oder Angaben 
über Rebsorten, Jahrgänge oder über den Im- 
porteur oder Abfüller erforderlich sind oder nur 
unter bestimmten Voraussetzungen verwendet 
werden dürfen. 

(2) Die Kennzeichnungen Kabinett, Spätlese, 
Auslese, Beerenauslese, Trockenbeerenauslese und 
Eiswein dürfen nicht verwendet werden. 

(3) Die Angabe „natur" darf weder für sich 
allein noch in einer Zusammensetzung oder in ab- 
geleiteter Form in deutscher oder fremder Sprache 
verwendet werden. Das gleiche gilt für Angaben, 
die darauf hinweisen, daß dem Likörwein bei der 
Herstellung Zucker nicht zugesetzt worden ist. 


VIERTER ABSCHNITT 

Schaumwein 


TITEL 1 

Inländischer Schaumwein 
§ 23 

Herstellung 

(1) Durch Rechts Verordnung können zum Schutz 
der Gesundheit, zur Förderung oder Erhaltung der 
Güte oder zur Sicherung einer ausreichenden Über- 
wachung für im Inland hergestellten Schaumwein 
(Inländischer Schaumwein) und für im Inland her- 
gestellten Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure 
(Inländischer Schaumwein mit zugesetzter Kohlen- 
säure) Vorschriften über die Herstellung, Umfül- 
lung und Abfüllung erlassen werden. Insbesondere 
kann vorgeschrieben werden, 

1. daß nur bestimmte Erzeugnisse zur Herstellung 
verwendet werden dürfen; 

2. daß mit der Herstellung erst begonnen werden 
darf, wenn die zur Herstellung bestimmten Er- 
zeugnisse gekennzeichnet und unter Angabe 
dieser Bestimmung in die Buchführung einge- 
tragen sind; 

3. daß bei der Herstellung nur bestimmte Stoffe 
zugesetzt oder verwendet oder nur bestimmte 
Verfahren angewandt werden dürfen; für die 
Stoffe können Höchstmengen festgelegt werden; 

4. daß schweflige Säure oder Schwefelsäure nur 
in bestimmten Höchstmengen enthalten sein 
darf; 

5. daß die gesamte Herstellung, die Umfüllung und 
die Abfüllung in demselben Betrieb vorzuneh- 
men sind. 

(2) § 7 Abs. 2 und 3 (Behandlungsstoffe und 
-verfahren) und § 8 Abs. 5 (Gehalt an Stoffen) gel- 
ten entsprechend. 

§ 24 

Bezeichnungen und sonstige Angaben 

Durch Rechts Verordnung können, wenn dies dem 
Interesse des Verbrauchers dient oder hierfür ein 
wirtschaftliches Bedürfnis besteht und Interessen 
des Verbrauchers nicht entgegenstehen, Vorschrif- 
ten über Bezeichnungen und sonstige Angaben bei 
inländischem Schaumwein und inländischem 
Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure erlassen 
werden. Insbesondere kann vorgeschrieben wer- 
den, 

1. daß der Schaumwein als Schaumwein oder mit 
einer der in Nummer 2 genannten Bezeichnun- 
gen und der Schaumwein mit zugesetzter Koh- 
lensäure als Schaumwein mit zugesetzter Koh- 
lensäure zu bezeichnen sind; 

2. daß der Schaumwein nur unter bestimmten Vor- 
aussetzungen nach Zuteilung einer Prüfungs- 
nummer als Qualitätsschaumwein, Sekt, Deut- 
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scher Sekt oder Deutscher Prädikatssekt bezeich- 
net werden darf; dabei ist die Entnahme und die 
Vorstellung der Proben und das Prüfungsver- 
fahren zu regeln und festzulegen, in welchen 
Fällen, unter ^welchen Voraussetzungen und in 
welcher Weise Sinnenprüfungen vorzunehmen 
sind und wie ihr Ergebnis zu bewerten ist; 

3. daß geographische Bezeichnungen oder Angaben 
über Rebsorten, Jahrgänge, über den Hersteller 
oder Abfüller oder über Prüfungsnummern er- 
forderlich sind oder nur unter bestimmten Vor- 
aussetzungen verwendet werden dürfen. 


TITEL 2 

Ausländischer Schaumwein 
§ 25 

Verbringen ins Inland 

(1) Im Ausland hergestellter Schaumwein (Aus- 
ländischer Schaumwein) und im Ausland hergestell- 
ter Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure (Aus- 
ländischer Schaumwein mit zugesetzter Kohlen- 
säure) dürfen nur ins Inland verbracht werden, wenn 
die gesamte Herstellung, Umfüllung und Abfüllung 
inj demselben Staat nach den dort geltenden Vor- 
schriften vorgenommen worden sind und der 
Schaumwein dort mit der Bestimmung, unverändert 
verzehrt zu werden, in den Verkehr gebracht wer- 
den darf. 

(2) Schaumwein und Schaumwein mit zugesetzter 
Kohlensäure dürfen jedoch nicht ins Inland verbracht 
werden, wenn 

1. sie von gesundheitlich bedenklicher Beschaffen- 
heit oder verdorben sind, 

2. Ionenaustauscher oder ultraviolette oder ener- 
giereiche Strahlen angewandt worden sind, die 
bei Herstellung im Inland nicht angewandt wer- 
den dürfen, 

3. Rosinen oder aus ihnen gewonnene Stoffe zu- 
gesetzt worden sind, 

4. Alkohol, ausgenommen Weindestillat in der bei 
Herstellung im Inland zulässigen Menge, oder 
würzende oder färbende Stoffe zugesetzt worden 
sind, 

5. in den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft für Wein nicht zugelassene 
künstliche Süßstoffe oder konservierende Stoffe 
zugesetzt worden sind, 

6. die Vorschriften über Bezeichnungen und son- 
stige Angaben (§ 26) nicht beachtet sind oder 

7. das nach Artikel 29 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 erforderliche Begleitdokument 
nicht beigefügt ist. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann 

1. zum Schutz der Gesundheit oder zum Schutz vor 
Täuschung vorgeschrieben werden, daß in dem 
Schaumwein und Schaumwein mit zugesetzter 


Kohlensäure bestimmte Stoffe nicht oder höch- 
stens in bestimmten Mengen enthalten sein 
dürfen; 

2. soweit es mit dem Schutz des Verbrauchers ver- 
einbar ist, für bestimmte Schaumweine und 
Schaumweine mit zugesetzter Kohlensäure eine 
Ausnahme von Absatz 2 Nr. 4 zugelassen 
werden. 

§ 26 

Bezeichnungen und sonstige Angaben 

Durch Rechtsverordnung können, wenn dies dem 
Interesse des Verbrauchers dient oder hierfür ein 
wirtschaftliches Bedürfnis besteht und Interessen 
des Verbrauchers nicht entgegenstehen, Vorschriften 
über Bezeichnungen und sonstige Angaben bei aus- 
ländischem Schaumwein und ausländischem Schaum- 
wein mit zugesetzter Kohlensäure erlassen werden. 
Insbesondere kann vorgeschrieben werden, 

1. daß der Schaumwein als Schaumwein und der 
Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure als 
Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure zu be- 
zeichnen sind; dabei kann, soweit ein wirtschaft- 
liches Bedürfnis besteht und Interessen des Ver- 
brauchers nicht entgegenstehen, zugelassen wer- 
den, daß ein allgemein bekannter Schaumwein 
statt mit der genannten Bezeichnung mit dem 
für ihn üblichen Namen bezeichnet wird; 

2. daß Qualitätsangaben, auch in deutscher Sprache, 
nur unter bestimmten Voraussetzungen verwen- 
det werden dürfen; 

3. daß geographische Bezeichnungen oder Angaben 
über Rebsorten, Jahrgänge oder über den Im- 
porteur oder Abfüller erforderlich sind oder 
nur unter bestimmten Voraussetzungen verwen- 
det werden dürfen. 


TEIL II 

Weinhaltige Getränke, 
Branntwein aus Wein 

ERSTER ABSCHNITT 
Weinhaltige Getränke 

§ 27 

Begriffsbestimmung 

Weinhaltige Getränke sind unter Verwendung 
von Wein, Likörwein, Schaumwein oder Schaum- 
wein mit zugesetzter Kohlensäure, auch in Ver- 
mischung miteinander, hergestellte, üblicherweise 
unverändert dem Verzehr dienende alkoholhaltige 
Getränke, wenn der Anteil der genannten Erzeug- 
nisse im fertigen Getränk (Weinanteil) mehr als 
50 vom Hundert beträgt, in einem Liter höchstens 
18^ vorhandener Alkohol enthalten sind, bei der 
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Herstellung eine Gärung nicht stattgefunden hat 
und der Überdruck bei 20° Celsius 2,5 Atmosphären 
nicht übersteigt. 


TITEL 1 

Inländische weinhaltige Getränke 
§ 28 

Herstellung 

(1) Werden weinhaltige Getränke im Inland her- 
gestellt (Inländische weinhaltige Getränke), dürfen 
nur die Erzeugnisse Wein, Likörwein, Schaumwein 
und Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure ver- 
wendet und miteinander verschnitten werden. 

(2) Mit der Herstellung von weinhaltigen Ge- 
tränken darf erst begonnen werden, nachdem die zu 
ihrer Herstellung bestimmten Erzeugnisse als solche 
gekennzeichnet und unter Angabe dieser Bestim- 
mung in die zu führenden Bücher eingetragen sind. 
Die der Herstellung von weinhaltigen Getränken 
dienenden Maßnahmen gelten nicht als Herstellung 
von Wein, Likörwein, Schaumwein oder Schaum- 
wein mit zugesetzter Kohlensäure. 

(3) Bei der Herstellung weinhaltiger Getränke 
dürfen nur zugesetzt werden: 

1. Weindestillat, Branntwein aus Wein und Wein- 
alkohol, 

2. Traubenmost sowie Früchte und aus ihnen her- 
gestellte Flüssigkeiten, wenn sie einen vor- 
handenen Alkoholgehalt von höchstens 1° auf- 
weisen, 

3. Pflanzen und Teile von Pflanzen mit einem 
natürlichen Gehalt an Geruchs- und Geschmacks- 
stoffen sowie die wäßrigen und alkoholischen 
Auszüge aus solchen Pflanzen und Pflanzen- 
teilen, 

4. Honig, Eigelb, Milch, entrahmte Milch und Sahne, 

5. Zucker und konzentrierter Traubenmost, 

6. ZuckerkulÖr, 

7. Wasser und kohlensäurehaltiges Wasser. 

Durch Rechtsverordnung können Behandlungsstoffe 
zugelassen werden, soweit dies mit dem Schutz 
des Verbrauchers vereinbar ist; ferner kann der 
Zusatz in Satz 1 Nr. 2 und 3 genannter Stoffe zum 
Schutz der Gesundheit eingeschränkt oder verboten 
werden. § 7 Abs. 2 bis 4 (Behandlungsstoffe und 
-verfahren) und § 8 Abs. 5 (Gehalt an Stoffen) gel- 
ten entsprechend. 

(4) Weinhaltige Getränke dürfen nicht mitein- 
ander verschnitten werden. 

(5) Weinhaltige Getränke dürfen nicht zum offe- 
nen Ausschank feilgehalten oder abgefüllt in den 
Verkehr gebracht werden, wenn ihr Gehalt an 
schwefliger Säure oder an Schwefelsäure die Höchst- 
werte übersteigt, die in oder auf Grund von § 8 


Abs. 4 für die dort in Satz 1 Nr. 3 genannten Weine 
festgesetzt sind. 

(6) Die gesamte Herstellung muß in demselben 
Betrieb vorgenommen werden. Dies gilt nicht, so- 
weit zur Erhaltung der Lager- oder Transport- 
fähigkeit zugelassene Behandlungsstoffe (Absatz 3 
Satz 2) verwendet oder zulässige Behandlungs- 
verfahren (§ 7 Abs. 4) angewandt werden. 

§29 

Bezeichnungen und sonstige Angaben 

(1) Inländische weinhaltige Getränke müssen als 
Weinhaltiges Getränk oder Weinhaltiger Aperitif 
bezeichnet werden. Beträgt der Weinanteil im Sinne 
des § 27 mindestens 70 vom Hundert, so dürfen an 
Stelle der Bezeichnungen Weinhaltiges Getränk 
oder Weinhaltiger Aperitif verwendet werden: 

1 . die Bezeichnung Aromatisierter Wein, 

wenn mehrere in § 28 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 bis 4 
genannte Stoffe insgesamt geschmackbestim- 
mend sind, 

2. die Bezeichnung Kräuterwein, 

wenn als aromagebende Stoffe ausschließlich 
würzende Kräuter, auch in Auszügen, zugesetzt 
worden sind, 

3. die Bezeichnung Wein 

als Grundwort unter Voranstellung der Angabe 
eines in § 28 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 genannten, den 
Geschmack des Getränkes bestimmenden Stoffes. 

(2) Eine geographische Bezeichnung ist nur zu- 
lässig, wenn nur Wein oder Likörwein verwandt 
worden ist, der mit dieser geographischen Bezeich- 
nung versehen werden darf, und der Anteil des 
Weines oder des Likörweines im fertigen Erzeug- 
nis mindestens 70 vom Hundert beträgt. Die geo- 
graphische Bezeichnung muß sich erkennbar auf das 
für die Herstellung verwendete Erzeugnis beziehen. 

(3) Bei weinhaltigen Getränken darf auf eine 
über dem Durchschnitt liegende Qualität auf Be- 
hältnissen und deren Verpackung, auf Getränke- 
karten sowie bei Preisangeboten nur hingewiesen 
werden, wenn dies zugelassen ist. Durch Rechtsver- 
ordnung können Qualitätsangaben zugelassen wer- 
den, soweit hierfür ein wirtschaftliches Bedürfnis 
besteht und Interessen des Verbrauchers nicht ent- 
gegenstehen. 

(4) Bei abgefüllten weinhaltigen Getränken ist 
der Abfüller anzugeben; dies gilt nicht, wenn das 
weinhaltige Getränk unter dem Namen (Firma) eines 
anderen in den Verkehr gebracht oder aus dem In- 
land verbracht wird und dieser zuverlässige schrift- 
liche Unterlagen über den Abfüller besitzt. Bei nicht 
abgefüllten weinhaltigen Getränken ist der Her- 
steller (§ 28 Abs. 6 Satz 1) anzugeben. 

(5) Durch Rechtsverordnung kann, soweit dies 
dem Interesse des Verbrauchers dient oder hierfür 
ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht und Inter- 
essen des Verbrauchers nicht entgegenstehen. 
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1. vorgeschrieben werden, 

a) daß bestimmte, nicht unter Absatz 1 fal- 
lende Gattungsbezeichnungen nur gebraucht 
werden dürfen, wenn das weinhaltige Ge- 
tränk in der Rechtsverordnung festgesetzte 
Mindestanteile an einzelnen Erzeugnissen 
oder Zusatzstoffen enthält, 

b) daß weinhaltige Getränke, die nach ihrer Zu- 
sammensetzung einer auf Grund des Buch- 
staben a getroffenen Regelung entsprechen, 
mit der ihr zugeordneten Gattungsbezeich- 
nung versehen werden müssen; 

2. zugelassen werden, 

a) daß abweichend von Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 
weinhaltige Getränke, die mindestens zu 
70 vom Hundert aus Wein oder Schaumwein, 
auch in Vermischung miteinander, bestehen, 
mit dem Wort Wein unter Hinzufügung eines 
für solche Getränke herkömmlichen Aus- 
drucks bezeichnet werden, 

b) daß bei Gebrauch einer nach Buchstabe a 
zugelassenen Bezeichnung oder einer Gat- 
tungsbezeichnung, für die auf Grund der 
Nummer 1 Buchstabe a eine Regelung getrof- 
fen ist, von einer Bezeichnung nach Absatz 1 
abgesehen wird. 

TITEL 2 

Ausländische weinhaltige Getränke 
§30 

Verbringen ins Inland 

(1) Im Ausland hergestellte weinhaltige Ge- 
tränke (Ausländische weinhaltige Getränke) dürfen 
nur ins Inland verbracht werden, wenn die gesamte 
Herstellung in demselben Staat nach den dort gel- 
tenden Vorschriften vorgenommen worden ist und 
das Erzeugnis dort mit der Bestimmung, unverän- 
dert verzehrt zu werden, in den Verkehr gebracht 
werden darf; § 16 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Weinhaltige Getränke dürfen jedoch nicht ins 
Inland verbracht werden, wenn 

1. sie von gesundheitlich bedenklicher Beschaffen- 
heit oder verdorben sind, 

2. Ionenaustauscher oder ultraviolette oder ener- 
giereiche Strahlen angewandt worden sind, die 
bei der Herstellung weinhaltiger Getränke im 
Inland nicht angewandt werden dürfen, 

3. andere Stoffe zugesetzt worden sind, als nach 
§ 28 Abs. 3 Satz 1 und 2 bei der Herstellung 
weinhaltiger Getränke im Inland zugesetzt wer- 
den dürfen, 

4. ihr Gehalt an schwefliger Säure oder an Schwefel- 
säure die Höchstwerte übersteigt, die in oder 
auf Grund des § 8 Abs. 4 für die dort in Satz 1 
Nr. 3 genannten Weine festgesetzt sind, 

5. die Vorschriften über Bezeichnungen und son- 
stige Angaben nicht beachtet sind oder 


6. das nach § 48 erforderliche Begleitdokument 
nicht beigefügt ist. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann zum Schutz 
der Gesundheit oder zum Schutz vor Täuschung 
vorgeschrieben werden, daß in weinhaltigen Ge- 
tränken bestimmte Stoffe nicht oder höchstens in 
bestimmten Mengen enthalten sein dürfen. 

§31 

Verschneiden und Behandeln im Inland 

Für das Verschneiden, Behandeln und Inverkehr- 
bringen ausländischer weinhaltiger Getränke im 
Inland sind die für inländische weinhaltige Ge- 
tränke geltenden Vorschriften des § 28 Abs. 3 
Satz 3, Abs. 4, 5 und 6 Satz 2 entsprechend anzu- 
wenden. 

§32 

Bezeichnungen und sonstige Angaben 

(1) Ein ausländisches weinhaltiges Getränk muß 
als Weinhaltiges Getränk oder als Weinhaltiger 
Aperitif bezeichnet werden; zusätzlich muß in deut- 
scher Sprache der Name des Herstellungslandes oder 
das aus diesem Namen abgeleitete Eigenschaftswort 
angegeben werden. 

(2) § 29 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, 3 und 5 gilt ent- 
sprechend. 

(3) Bei abgefüllten weinhaltigen Getränken ist 
der Abfüller, bei nicht abgefüllten der Importeur 
anzugeben. Ist das Getränk erst im Inland abgefüllt 
worden, kann die Angabe des Abfüllers entfallen, 
wenn es unter dem Namen (Firma) eines anderen in 
den Verkehr gebracht wird und dieser zuverlässige 
schriftliche Unterlagen über den Abfüller besitzt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Branntwein aus Wein 

§33 

Begriffsbestimmung 

Branntwein aus Wein ist die auf der Grundlage 
von Weindestillat hergestellte Flüssigkeit, die min- 
destens 38° Alkohol aufweist und die trinkfertig 
ist oder nur noch der Verdünnung mit Wasser be- 
darf, um trinkfertig zu sein (Fertigstellung). 

TITEL 1 

Inländischer Branntwein aus Wein 
§34 

Weindestillat 

(1) Weindestillat ist die Flüssigkeit, die dadurch 
hergestellt worden ist, daß Wein, Brennwein, Roh- 
brand aus Wein oder aus Brennwein oder ein Ver- 
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schnitt dieser Stoffe zu einem Destillat mit wenig- 
stens 52° und höchstens 86° Alkohol abgebrannt 
worden sind. Dieser Flüssigkeit darf kein Stoff 
zugesetzt oder entzogen sein. 

(2) Ein Zusetzen im Sinne des Absatzes 1 liegt 
nicht vor, wenn 

1. in die zur Herstellung verwendeten Erzeugnisse 
oder in das Weindestillat durch die Lagerung in 
Eichenholzfässern holzeigene Stoffe übergehen, 

2. den zur Herstellung verwendeten Erzeugnissen 
oder dem Weindestillat Wasser, auch destilliert, 
zugesetzt wird. 

Satz 1 Nr. 2 gilt für Weindestillat jedoch nur, wenn 
der Zusatz von Wasser nicht bewirkt, daß der Ge- 
halt des Weindestillates an Alkohol unter 52° ab- 
sinkt. 

(3) Wird Weindestillat im Inland hergestellt 
(Inländisches Weindestillat), dürfen nur inländischer 
und ausländischer Wein, Brennwein und Rohbrand 
aus Wein oder aus Brennwein verwendet und in 
dem Betrieb, in dem das Abbrennen vorgenommen 
wird, miteinander verschnitten werden. Inländisches 
Weindestillat muß als Weindestillat unter Hinzu- 
fügung der Angabe Deutsches Erzeugnis bezeichnet 
sein. Der Hersteller ist anzugeben. Der Alkohol- 
gehalt ist, in Grad ausgedrückt, anzugeben. 

(4) Im Ausland hergestelltes Weindestillat (Aus- 
ländisches Weindestillat) darf nur ins Inland ver- 
bracht werden, wenn es selbst und die zu seiner 
Herstellung verwendeten Erzeugnisse den Vor- 
schriften des Herstellungslandes entsprechen. Es 
darf jedoch nicht ins Inland verbracht werden, wenn 
es von gesundheitlich bedenklicher Beschaffenheit 
oder verdorben ist oder die Vorschriften über Be- 
zeichnungen und sonstige Angaben (Satz 3) nicht 
beachtet sind. Ausländisches Weindestillat muß als 
Weindestillat bezeichnet werden; zusätzlich sind in 
deutscher Sprache das Herstellungsland in Form des 
Eigenschaftswortes in Verbindung mit dem Wort 
Erzeugnis, der Alkoholgehalt, in Grad ausgedrückt, 
und beim Verbringen aus dem Inland und beim In- 
verkehrbringen der Importeur anzugeben. 

(5) Weindestillat darf im Inland nur in solchen 
Betrieben verschnitten werden, die den Verschnitt 
zu Branntwein aus Wein verarbeiten oder die min- 
destens einen Verschnittanteil selbst hergestellt 
haben. Beim Inverkehrbringen von Weindestillat 
sind der inländische und der ausländische Anteil der 
Mischung sowie die Dauer der Lagerung des Destil- 
lats in Eichenholzfässern anzugeben. 

§ 35 

Brennwein 

(1) Für Brennwein ist die Begriffsbestimmung der 
Nummer 21 des Anhangs II der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 anzuwenden. 

(2) Durch Rechtsverordnung können, sofern hier- 
für ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht, zum 
Schutz der Gesundheit, zur Förderung und Erhaltung 


der Güte von Branntwein aus Wein oder zur Siche- 
rung einer ausreichenden Überwachung für im In- 
land hergestellten Brennwein (Inländischer Brenn- 
wein) Vorschriften über die Herstellung erlassen 
werden. Insbesondere kann vorgeschrieben werden, 

1. daß mit der Herstellung erst begonnen werden 
darf, wenn die zur Herstellung bestimmten Er- 
zeugnisse gekennzeichnet und unter Angabe 
dieser Bestimmung in die Buchführung eingetra- 
gen sind und 

2. daß der Brennwein oder die zu seiner Herstel- 
lung bestimmten Erzeugnisse bestimmte Quali- 
tätsmerkmale aufweisen müssen. 

(3) Im Ausland hergestellter Brennwein (Aus- 
ländischer Brennwein) darf nur ins Inland verbracht 
werden, wenn er selbst sowie der Wein und das 
Weindestillat, die zu seiner Herstellung verwendet 
worden sind, den Rechtsvorschriften des Herstel- 
lungslandes entsprechen. Er darf jedoch nicht ins 
Inland verbracht werden, wenn 

1. er von gesundheitlich bedenklicher Beschaffen- 
heit oder verdorben ist, 

2. Ionenaustauscher oder ultraviolette oder energie- 
reiche Strahlen angewandt worden sind, die bei 
der Herstellung von Branntwein aus Wein im 
Inland nicht angewandt werden dürfen, 

3. die Vorschriften über Bezeichnungen und son- 
stige Angaben (Absatz 4) nicht beachtet sind 
oder 

4. das nach § 48 erforderliche Begleitdokument 
nicht beigefügt ist. 

(4) Durch Rechtsverordnung können, wenn dies 
dem Interesse des Verbrauchers dient oder hierfür 
ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht und Inter- 
essen des Verbrauchers nicht entgegenstehen, Vor- 
schriften über Bezeichnungen und sonstige Angaben 
bei Brennwein erlassen werden. Insbesondere kann 
vorgeschrieben werden, daß Brennwein als Brenn- 
wein zu bezeichnen ist. 

(5) Brennwein darf mit Brenn wein, Rohbrand aus 
Wein oder aus Brennwein oder einem Verschnitt 
dieser Stoffe nur in dem Betrieb verschnitten wer- 
den, in dem das Abbrennen vorgenommen wird. 

§ 36 

Herstellung 

(1) Wird Branntwein aus Wein im Inland her- 
gestellt (Inländischer Branntwein aus Wein), dürfen 
nur Weindestillat und Branntwein aus Wein inlän- 
discher und ausländischer Herstellung verwendet 
und bei der Herstellung von Branntwein aus Wein 
miteinander verschnitten werden. 

(2) Bei der Herstellung dürfen nur zugesetzt 
werden: 

1. Zucker, 

2. Likörwein bis zu einem Raumhundertteil des 
trinkfertigen Erzeugnisses, 
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3. Zuckerkulör und 

4. Wasser. 

Durch Rechtsverordnung können Behandlungsstoffe 
zugelassen werden, wenn dies mit dem Schutz des 
Verbrauchers vereinbar ist; dabei darf die Zulas- 
sung von Geruchs- und Geschmacksstoffen nicht da- 
von abhängig gemacht werden, daß sie im Betrieb 
desjenigen hergestellt sind, der sie zusetzt. Es kann 
jedoch bestimmt werden, daß sie im Inland her- 
gestellt sein müssen, wenn anderenfalls ihre aus- 
reichende Überprüfung nicht gewährleistet ist. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann ferner zur För- 
derung der Qualität oder zur Vermeidung der Vor- 
täuschung einer nicht vorhandenen Qualität der Zu- 
satz von Zucker und Zuckerkulör begrenzt und die 
Entziehung von Stoffen sowie die Anwendung von 
Verfahren zur Geschmacksbeeinflussung oder zu 
einer beschleunigten Alterung beschränkt oder ver- 
boten werden. 

(4) Werden bei der Herstellung oder Lagerung 
von Branntwein aus Wein Eichenholzfässer benutzt, 
gilt ein dadurch verursachtes übergehen von holz- 
eigenen Stoffen nicht als Zusetzen im Sinne des Ab- 
satzes 2. § 7 Abs. 2 bis 4 (Behandlungsstoffe und 
-verfahren) und § 8 Abs. 5 (Gehalt an Stoffen) gelten 
entsprechend. 

§37 

Vorgeschriebene Angaben 

(1) Im Inland hergestellter Branntwein aus Wein 
muß als Branntwein aus Wein bezeichnet werden. 
Statt dieser Bezeichnung ist unter den Vorausset- 
zungen des § 38 die Bezeichnung Qualitätsbrannt- 
wein aus Wein oder Weinbrand zulässig. 

(2) Der Alkoholgehalt ist, in Grad ausgedrückt, 
anzugeben. 

(3) Bei abgefülltem Branntwein aus Wein ist der 
Abfüller anzugeben; dies gilt nicht, wenn der 
Branntwein aus Wein unter dem Namen (Firma) 
eines anderen in den Verkehr gebracht oder aus 
dem Inland verbracht wird und dieser zuverlässige 
schriftliche ünterlagen über den Abfüller besitzt. 
Bei nicht abgefülltem Branntwein aus Wein muß 
der Hersteller, bei Fertigstellung durch einen an- 
deren der Fertigsteller angegeben werden. 

§ 38 

Bezeichnungen für Qualitätsbranntwein aus Wein 

(1) Inländischer Branntwein aus Wein darf als 
Qualitätsbranntwein aus Wein oder als Weinbrand 
bezeichnet werden, wenn 

1. mindestens 85 vom Hundert des Alkoholgehaltes 
aus im Inland durch Abbrennen gewonnenem 
Weindestillat stammen, 

2. die Verarbeitung des Weindestillates und die 
weitere Herstellung des Branntweines aus Wein 


in demselben Betrieb vorgenommen und er dort 
auch fertiggestellt worden ist, 

3. die zur Herstellung des Weines, Brennweines, 
Rohbrandes aus Wein oder aus Brennwein, Wein 
destillates oder Branntweines aus Wein verwen- 
deten Weintrauben ausschließlich von empfoh- 
lenen oder zugelassenen Rebsorten im Sinne des 
Artikels 16 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
stammen, 

4. das gesamte verwendete Weindestillat minde- 
stens sechs Monate in dem inländischen Betrieb, 
der das inländische Weindestillat durch Abbren- 
nen gewonnen hat, in Eichenholzfässem gelagert 
hat, 

5. die nach § 36 Abs. 2 zugelassenen Geruchs- und 
Geschmacksstoffe mit keinem anderen Alkohol 
als einem nach Nummer 4 gelagerten Wein- 
destillat und in demselben Betrieb (Nummer 2) 
hergestellt worden sind, 

6. bei der Herstellung kein Likörwein zugesetzt 
worden ist, 

7. der Branntwein aus Wein eine goldgelbe bis 
goldbraune Farbe aufweist, in Aussehen, Geruch 
und Geschmack frei von Fehlern ist und 

8. er mit der Prüfungsnummer einer vom Bundes- 
gesundheitsamt beauftragten Qualitätsvereini- 
gung versehen wird; die Satzung und die Prü- 
fungsbestimmungen der Qualitätsvereinigung 
bedürfen der Genehmigung des Bundesgesund- 
heitsamtes. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann zur Förderung 
der Qualität bestimmt werden, welche Größe und 
Beschaffenheit die Eichenholzfässer haben müssen, 
wenn die Lagerung in ihnen als Lagerung in Eichen- 
holzfässern gelten soll (Absatz 1 Nr. 4, §§ 34, 39, 42). 
Es können, wenn wissenschaftliche Erkenntnisse 
dies rechtfertigen, andere Arten der Lagerung auf 
Eichenholz der Lagerung in Eichenholzfässern 
gleichgestellt werden. 

§ 39 

Sonstige Bezeidinungen und Angaben 

(1) Eine geographische Bezeichnung oder ein 
Hinweis auf die Herkunft der zur Herstellung ver- 
wendeten Erzeugnisse darf nur neben der Bezeich- 
nung Qualitätsbranntwein aus Wein oder Wein- 
brand und nur dann gebraucht werden, wenn min- 
destens 90 vom Hundert der zur Herstellung ver- 
wendeten Erzeugnisse aus Weintrauben des Raumes 
stammen, auf den die geographische Bezeichnung 
hinweist. Zulässig sind nur inländische geogra- 
phische Bezeichnungen nach § 9 Abs. 1. Für aus- 
ländische geographische Bezeichnungen gilt § 18 
Abs. 2 Nr. 2 entsprechend. Eine ausländische 
geographische Bezeichnung darf nur in Verbindung 
mit der Angabe des Erzeugnisses, das zur Her- 
stellung verwendet worden ist, gebraucht werden. 

(2) Auf eine über dem Durchschnitt liegende 
Qualität sowie auf das Alter darf auf Behältnissen 
und deren Verpackung, auf Getränkekarten und bei 
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Preisangeboten nur neben der Bezeichnung Quali- 
tätsbranntwein aus Wein oder Weinbrand und nur 
dann hingewiesen werden, wenn das Weindestillat 
und der Branntwein aus Wein in Eichenholzfässern 
insgesamt mindestens 12 Monate gelagert haben. 
Dies gilt auch für Hinweise durch bildliche Darstel- 
lungen oder durch Zeichen. 


TITEL 2 

Ausländischer Branntwein aus Wein 

§ 40 

Verbringen ins Inland 

(1) Im Ausland hergestellter Branntwein aus 
Wein (Ausländischer Branntwein aus Wein) darf 
nur ins Inland verbracht werden, wenn er nach den 
im Herstellungsland geltenden Rechtsvorschriften 
hergestellt ist und dort mit der Bestimmung, un- 
verändert verzehrt zu werden, in den Verkehr ge- 
bracht werden darf oder diese Voraussetzung nur 
deswegen nicht erfüllt, weil er noch nicht fertig- 
gestellt ist. Dem Verbringen ins Inland steht es 
nicht entgegen, wenn der Branntwein aus Wein 
außerhalb des Herstellungslandes fertiggestellt oder 
ohne Umfüllung in Eichenholzfässern gelagert wor- 
den ist. 

(2) Der Branntwein aus Wein darf jedoch nicht 
ins Inland verbracht werden, wenn 

1. er von gesundheitlich bedenklicher Beschaffen- 
heit oder verdorben ist, 

2. Ionenaustauscher oder ultraviolette oder ener- 
giereiche Strahlen angewandt worden sind, die 
bei der Herstellung von Branntwein aus Wein 
im Inland nicht angewandt werden dürfen, 

3. Alkohol zugesetzt worden ist, ausgenommen 
Likörwein in der für inländischen Branntwein 
aus Wein zulässigen Menge (§ 36 Abs. 2), 

4. die Vorschriften über Bezeichnungen und son- 
stige Angaben (§ 42) nicht beachtet sind oder 

5. das nach § 48 erforderliche Begleitdokument 
nicht beigefügt ist. 

(3) Durch Rechtsverordnung kann zum Schutz der 
Gesundheit oder zum Schutz vor Täuschung vorge- 
schrieben werden, daß im Branntwein aus Wein 
bestimmte Stoffe nicht oder höchstens in bestimm- 
ten Mengen enthalten sein dürfen. 

§ 41 

Behandeln und Verschneiden im Inland 

(1) Ausländischer Branntwein aus Wein darf im 
Inland nur im Fall des § 36 Abs. 1 verschnitten und 
nur durch Lagerung in Eichenholzfässem und durch 
Fertigstellung behandelt werden. 

(2) Ein nach Absatz 1 behandelter Branntwein 
aus Wein bleibt Branntwein aus Wein des Landes, 
in dem er hergestellt worden ist. 


§ 42 

Bezeichnungen und sonstige Angaben 

(1) Ausländischer Branntwein aus Wein muß in 
deutscher Sprache als Branntwein aus Wein und 
mit dem Namen des Herstellungslandes oder dem 
aus diesem Namen abgeleiteten Eigenschaftswort 
bezeichnet werden. Die Bezeichnung Branntwein aus 
Wein kann durch die Bezeichnung Qualitätsbrannt- 
wein aus Wein ersetzt werden, wenn 

1. der Branntwein aus Wein den Anforderungen 
des § 38 Abs. 1 Nr. 2, 3, 5 bis 7 und Abs. 2 
entspricht, 

2. mindestens 85 vom Hundert des Alkoholgehaltes 
aus im Herstellungsland gewonnenem Wein- 
destillat stammen, 

3. das verwendete Weindestillat mindestens sechs 
Monate im Brennereibetrieb in Eichenholzfässern 
gelagert hat und 

4. in dem nach § 48 erforderlichen Begleitdokument 
bestätigt ist, daß die Voraussetzungen der Num- 
mern 1 bis 3 erfüllt sind. 

Die Bezeichnung Weinbrand darf weder für sich 
allein noch in Verbindung mit anderen Worten ge- 
braucht werden; dies gilt nicht, wenn der Brannt- 
wein aus Wein als Qualitätsbranntwein aus Wein 
bezeichnet werden darf und im gesamten Herstel- 
lungsland Deutsch Staatssprache ist. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann, soweit hierfür 
ein wirtschaftliches Bedürfnis besteht und Interessen 
des Verbrauchers nicht entgegenstehen, zugelassen 
werden, daß bei einem allgemein bekannten Brannt- 
wein aus Wein, der im Herstellungsland eine nur 
ihm zustehende Bezeichnung trägt, die Worte 
Branntwein aus Wein durch diese Bezeichnung er- 
setzt werden, wenn der Branntwein aus Wein aus- 
schließlich aus in seinem Flerstellungsland herge- 
stelltem Weindestillat hergestellt, im Herstellungs- 
land fertiggestellt und dort oder unter Zollaufsicht 
im Inland abgefüllt worden ist. 

(3) Eine andere geographische Bezeichnung als 
nach Absatz 1 Satz 1 darf nur neben einer nach 
Absatz 1 Satz 2 oder 3 oder Absatz 2 zulässigen 
Bezeichnung und nur dann gebraucht werden, wenn 
mindestens 90 vom Hundert der zur Herstellung 
verwendeten Erzeugnisse aus Weintrauben des 
Raumes stammen, auf den die geographische Be- 
zeichnung hinweist. Dabei ist für aus inländischen 
Erzeugnissen im Ausland hergestellten Branntwein 
aus Wein ein anderer Hinweis auf das zur Her- 
stellung verwendete Erzeugnis als das Wort deutsch 
nicht gestattet. Für ausländische geographische Be- 
zeichnungen gilt § 18 Abs. 2 Nr. 2 entsprechend. 
Geographische Bezeichnungen, die sich nicht auf 
Teile des Herstellungslandes beziehen, dürfen nur 
in Verbindung mit der Angabe der zur Herstellung 
verwendeten Erzeugnisse gebraucht werden. 

(4) Auf eine über dem Durchschnitt liegende 
Qualität sowie auf das Alter darf auf Behältnissen 
und deren Verpackung, auf Getränkekarten und bei 
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Preisangeboten nur neben der Bezeidinung Quali- 
tätöbranntwein aus Wein oder einer nach Absatz 2 
zugelassenen Bezeichnung und nur dann hingewie- 
sen werden, wenn das Weindestillat und der Brannt- 
wein aus Wein insgesamt mindestens 12 Monate in 
Eichenholzfässem gelagert haben. Dies gilt auch 
für Hinweise durch bildliche Darstellungen und 
durch Zeichen. Absatz 1 Nr. 4 findet entsprechende 
Anwendung. Der Alkoholgehalt ist, in Grad aus- 
gedrückt, anzugeben. 

(5) Wird nicht abgefüllter Branntwein aus Wein 
ins Inland verbracht oder im Inland in den Verkehr 
gebracht, so ist der Importeur, bei abgefülltem 
Branntwein aus Wein der Abfüller, anzugeben. Die 
Angabe des Importeurs oder Abfüllers kann ent- 
fallen, wenn der Branntwein aus Wein unter dem 
Namen (Firma) eines anderen in den Verkehr ge- 
bracht wird und dieser zuverlässige schriftliche 
Unterlagen über den Importeur oder Abfüller be- 
sitzt. Bei im Inland fertiggestelltem Branntwein aus 
Wein bedarf es außerdem der Angabe des Fertig- 
stellers. 

TEIL III 

Allgemeine Vorschriften 

§ 43 

Begriffsbestimmungen 

(1) Erzeugnisse im Sinne dieses Gesetzes sind 
frische Weintrauben, Traubenmost, teilweise ge- 
gorener Traubenmost, konzentrierter Traubenmost, 
Traubensaft, konzentrierter Traubensaft, Wein, 
Jungwein, zur Gewinnung von Tafelwein geeigne- 
ter Wein, Tafelwein, Likörwein, Schaumwein, 
Schaumwein mit zugesetzter Kohlensäure, Perlwein, 
Perlwein mit zugesetzter Kohlensäure, Weinessig, 
Weintrub, roher Weinstein, Traubentrester, Tre- 
sterwein, Brennwein, verdünnter Alkohol aus Er- 
zeugnissen der Weinrebe, zur Gewinnung von 
Qualitätswein b. A. geeigneter Wein, Qualitätswein 
b. A., weinhaltige Getränke, Branntwein aus Wein, 
Weindestillat, Weinalkohol und Rohbrand aus 
Wein oder Brennwein. 

(2) Herstellen im Sinne dieses Gesetzes ist jedes 
Behandeln, Verschneiden, Verwenden, Fertigstel- 
len und jedes sonstige Handeln, durch das bei einem 
Erzeugnis eine Einwirkung erzielt wird. Lagern ist 
Herstellen nur, soweit dieses Gesetz oder eine 
nach diesem Gesetz erlassene Rechts Verordnung 
das Lagern für erforderlich erklärt oder soweit ge- 
lagert wird, um dadurch auf das Erzeugnis einzu- 
wirken. 

(3) Behandeln im Sinne dieses Gesetzes ist das 
Zusetzen von Stoffen und das Anwenden von Ver- 
fahren. 

(4) Zusetzen im Sinne dieses Gesetzes ist das 
Hinzufügen von Stoffen mit Ausnahme des Ver- 
schneidens. Zusetzen ist auch das übergehen von 
Stoffen von Behältnissen oder sonstigen der Her- 


stellung, Abfüllung oder Lagerung dienenden Ge- 
genständen auf ein Erzeugnis, soweit nicht in die- 
sem Gesetz oder in einer nach diesem Gesetz er- 
lassenen Rechtsverordnung bestimmt ist, daß ein 
solches übergehen nicht als Zusetzen gilt. 

(5) Verschneiden im Sinne diese Gesetzes ist 
das Vermischen von Erzeugnissen miteinander und 
untereinander, es sei denn, daß in diesem Gesetz 
oder in einer nach diesem Gesetz erlassenen Rechts- 
verordnung das Vermischen als Zusetzen geregelt 
ist. 

(6) Abfüllen im Sinne dieses Gesetzes ist das 
Einfüllen in ein Behältnis, dessen Rauminhalt nicht 
mehr als fünf Liter beträgt und das anschließend 
fest verschlossen wird. 

(7) Verwerten im Sinne dieses Gesetzes ist jedes 
Verarbeiten oder Zusetzen eines Erzeugnisses zu 
einem Lebensmittel, das kein Erzeugnis ist. 

(8) Inverkehrbringen im Sinne dieses Gesetzes 
ist das Anbieten, Vorrätighalten zum Verkauf oder 
zu sonstiger Abgabe, Feilhalten und jedes Abgeben 
an andere. 

(9) Als Inland im Sinne dieses Gesetzes gilt der 
Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

(10) Als Ausland im Sinne dieses Gesetzes gel- 
ten die Gebiete, die weder zum Geltungsbereich 
dieses Gesetzes noch zu den Währungsgebieten 
der Mark der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik gehören. 

(11) Als Verbringen ins Inland im Sinne dieses 
Gesetzes gilt das Verbringen in das Uberwachungs- 
gebiet, als Verbringen aus dem Inland das Ver- 
bringen aus dem Uberwachungsgebiet. Uberwa- 
chungsgebiet ist der Geltungsbereich dieses Geset- 
zes ohne die Zollausschlüsse und Freihäfen (§ 2 
Abs. 2 und Abs. 3 Nr. 3 des Zollgesetzes). Beim 
Verbringen ins Inland unter zollamtlicher Über- 
wachung sind die Vorschriften über das Verbringen 
ins Inland erst bei Beendigung der zollamtlichen 
Überwachung anzuwenden. 

(12) Eine Durchfuhr unter zollamtlicher Überwa- 
chung ist weder Verbringen ins Inland noch aus 
dem Inland. 

§ 44 

Verbot zum Schutz vor Täuschung 

(1) Erzeugnisse dürfen nicht mit irreführenden 
Bezeichnungen, Hinweisen, sonstigen Angaben oder 
Aufmachungen in den Verkehr gebracht, ins In- 
land oder aus dem Inland verbracht oder zum Ge- 
genstand der Werbung gemacht werden. 

(2) Als irreführend ist es insbesondere anzuse- 
hen, wenn 

1. Bezeichnungen, Hinweise, sonstige Angaben oder 
Aufmachungen gebraucht werden, ohne daß das 
Erzeugnis den in diesem Gesetz oder auf Grund 
dieses Gesetzes für die betreffende Angabe 
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oder Aufmachung festgesetzten Anforderungen 
entspridit, 

2. Angaben gebraucht werden, die geeignet sind, 
fälschlich den Eindruck besonderer Qualität zu 
erwecken. 

(3) Als irreführend sind auch anzusehen: 

1. Aufmachungen, Darstellungen oder zutreffende 
Angaben, die geeignet sind, falsche Vorstellun- 
gen über die geographische Herkunft zu er- 
wecken; dies gilt auch dann, wenn das Herstel- 
lungsland vorschriftsmäßig angegeben ist; 

2. zutreffende Angaben, die geeignet sind, falsche 
Vorstellungen über die Herstellung, Abfüllung 
oder Lagerung, die Beschaffenheit, die Erzeug- 
nisse, die Rebsorte, den Jahrgang oder sonstige 
Umstände zu erwecken, die für eine Bewertung 
bestimmend sind; 

3. Phantasiebezeichnungen, die 

a) geeignet sind, fälschlich den Eindruck einer 
geographischen Herkunftsangabe zu er- 
wecken oder 

b) einen geographischen Hinweis enthalten, 
wenn die nach diesem Gesetz erforderlichen 
Voraussetzungen für den Gebrauch der ent- 
sprechenden geographischen Bezeichnung 
nicht erfüllt sind. 

(4) Durch Rechts Verordnung können zum Schutz 
vor Täuschung 

1. der Gebrauch bestimmter Bezeichnungen, son- 
stiger Angaben und Aufmachungen sowie Art 
und Wortlaut von Bezeichnungen geregelt und 

2. bestimmte Behältnisformen bestimmten Erzeug- 
nissen Vorbehalten 

werden. 

§45 

Gesundheitsbezogene Angaben 

(1) Erzeugnisse dürfen mit gesundheitsbezogenen 
Angaben nur in den Verkehr gebracht, ins Inland 
oder aus dem Inland verbracht oder zum Gegen- 
stand der Werbung gemacht werden, wenn die An- 
gaben zugelassen sind. Durch Rechtsverordnung 
wird geregelt, 

1 . welche Angaben bei Hinweis auf eine diätetische 
Eignung erlaubt oder erforderlich sind; 

2. welche Beschaffenheit mit diesen Hinweisen ver- 
sehene Erzeugnisse auf weisen müssen; 

3. welche sonstigen gesundheitsbezogenen Anga- 
ben zulässig oder unzulässig sind. 

(2) Zum Schutz des Verbrauchers kann ferner 
durch Rechtsver Ordnung die Kenntlichmachung von 
Zusätzen und Behandlungsverfahren und die Art 
der Kenntlichmachung vorgeschrieben werden. 

§46 

Ausländische Bezeichnungsvorschriften 

Soweit nach diesem Gesetz oder einer auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung Be- 


zeichnungen oder sonstige Angaben für ausländische 
Erzeugnisse nur zulässig sind, wenn die Angabe 
durch eine Rechtsvorschrift des Herstellungslandes 
zugelassen ist, gilt diese Voraussetzung nur als er- 
füllt, wenn die Angabe auch für den Verkehr inner- 
halb des Herstellungslandes zulässig ist. 

§47 

Art der Aufmachung 

Durch Rechtsverordnung kann festgelegt werden, 
in welcher Weise vorgeschriebene Bezeichnungen 
und sonstige Angaben auf Behältnissen angebracht 
sein müssen, in denen Erzeugnisse in den Verkehr 
gebracht werden. Ferner kann vorgeschrieben wer- 
den, daß Angaben nach Satz 1 auch auf Packungen 
anzubringen sind, wenn das Behältnis in ihnen feil- 
gehalten wird, und geregelt werden, in welcher Art 
und Weise Angaben nach Satz 1 anzubringen sind. 

§48 

Begleitdokumente 

(1) Durch Rechtsverordnung kann festgelegt wer- 
den, daß 

1. Weinessig, Weintrub, roher Weinstein, Trauben- 
trester, Tresterwein, Brennwein und verdünn- 
ter Alkohol aus Erzeugnissen der Weinrebe, 

2. weinhaltige Getränke, Branntwein aus Wein, 
Weindestillat, Weinalkohol und Rohbrand aus 
Wein oder Brennwein 

nur mit einem Begleitdokument in den Verkehr 
gebracht werden dürfen. 

(2) Durch Rechtsverordnung können nähere 
Vorschriften über Art und Muster der nach Arti- 
kel 29 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
oder Absatz 1 erforderlichen Begleitdokumente 
erlassen werden. 

§49 

Bezeichnungsschutz 

(1) Für Getränke, die nicht Erzeugnisse im Sinne 
dieses Gesetzes sind, dürfen im geschäftlichen Ver- 
kehr die Worte Wein, Kabinett, Spätlese und Aus- 
lese allein oder in Verbindung mit anderen Worten 
nur gebraucht werden, wenn eine bundesrechtliche 
Regelung dies ausdrücklich vorsieht. 

(2) Die Worte Kabinett, Spätlese und Auslese 
dürfen im geschäftlichen Verkehr allein oder in Ver- 
bindung mit anderen Worten für andere Getränke 
als Wein nicht gebraucht werden. Das Wort Sekt, 
auch in Verbindung mit anderen Worten, ist aus- 
schließlich dem Qualitätsschaumwein Vorbehalten. 

§50 

Vorschriftswidrige Erzeugnisse 

(1) Erzeugnisse, die den Vorschriften dieses Ge- 
setzes und den nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnungen einschließlich der Vorschriften 
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über das Verbringen ins Inland und über Bezeich- 
nungen, sonstige Angaben und Aufmachungen nicht 
entsprechen oder die von gesundheitlich bedenk- 
licher Beschaffenheit oder verdorben sind, dürfen 
nicht in den Verkehr gebracht, ins Inland oder aus 
dem Inland verbracht werden, soweit nichts Abwei- 
chendes bestimmt ist. Sie dürfen auch nur ver- 
wendet oder verwertet werden, wenn ihre Vor- 
schriftswidrigkeit ausschließlich auf der Verletzung 
von Vorschriften über Bezeichnungen, sonstige An- 
gaben oder Aufmachungen beruht. 

(2) Essigstichiger Wein darf zu Weinessig oder 
Essig verarbeitet werden. Er darf jedoch nur in den 
Verkehr gebracht, ins Inland oder aus dem Inland 
verbracht werden, wenn er unter Angabe dieser 
Zweckbestimmung als essigstichig gekennzeichnet 
ist. 

(3) Im Ausland hergestellte Erzeugnisse dürfen 
abweichend von Absatz 1 verwendet, verwertet, in 
den Verkehr gebracht oder aus dem Inland ver- 
bracht werden, wenn sie auf Grund einer inländi- 
schen Untersuchung zum Verbringen ins Inland zu- 
gelassen worden sind; dies gilt nicht, wenn 

1. die Erzeugnisse von gesundheitlich bedenklicher 
Beschaffenheit sind, 

2. die Bezeichnung, sonstige Angaben oder Auf- 
machungen nicht den Vorschriften dieses Ge- 
setzes oder der nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechts Verordnungen entsprechen, 

3. die Vorschriftswidrigkeit auf einem Umstand 
beruht, der erst nach der Untersuchung einge- 
treten ist, oder 

4. das Ergebnis der Untersuchung oder die Zulas- 
sung zum Verbringen ins Inland durch unrichtige 
Angaben oder Proben oder durch unzulässige 
Einwirkung auf die Untersuchungsstelle oder die 
Zulassungsbehörde herbeigeführt worden ist. 

(4) Erzeugnisse, die auf Grund der §§ 13 oder 
38 Abs. 1 Nr. 8 oder einer nach § 24 Nr. 2 erlassenen 
Rechtsverordnung eine Prüfungsnummer erhalten 
haben und die mit den für das geprüfte Erzeugnis 
vorgeschriebenen und zugelassenen Angaben ver- 
sehen sind, dürfen abweichend von Absatz 1 in den 
Verkehr gebracht, aus dem Inland verbracht, ver- 
wendet oder verwertet werden; dies gilt nicht, wenn 
einer der in Absatz 3 Nr. 1 bis 4 genannten Gründe 
vorliegt. 

(5) Bezeichnungen, sonstige Angaben und Auf- 
machungen, deren Gebrauch nach diesem Gesetz 
oder einer nach diesem Gesetz erlassenen Rechts- 
verordnung unzulässig ist, stehen abweichend von 
Absatz 1 dem Verbringen aus dem Inland und dem 
Inverkehrbringen zum Zweck des Verbringens aus 
dem Inland nicht entgegen, wenn sie nach den Vor- 
schriften des Bestimmungsgebietes Voraussetzung 
des Verbringens in dieses Gebiet sind und öffent- 
liche Interessen nicht entgegenstehen. Durch Rechts- 
verordnung kann bestimmt werden, daß und in wel- 
cher Weise derartige zum Verbringen aus dem In- 
land bestimmte Erzeugnisse von anderen Erzeug- 
nissen getrennt zu halten und zu kennzeichnen sind 


und welche Angaben und Aufmachungen nicht ge- 
braucht werden dürfen. 

§51 

Schutz vor Nachmachung und Vermischung 

(1) Getränke, die mit Erzeugnissen verwechselt 
werden können, ohne Erzeugnis zu sein, dürfen 
nicht hergestellt, ins Inland verbracht oder in den 
Verkehr gebracht werden. 

(2) Erzeugnisse dürfen nicht mit anderen Ge- 
tränken vermischt gewerbsmäßig in den Verkehr 
gebracht werden. Dies gilt nicht, wenn die Mischung 
in Gaststätten, Krankenanstalten oder ähnlichen 
Einrichtungen vorgenommen wird, um dort alsbald 
verzehrt zu werden. 

(3) Durch Rechtsverordnung können, soweit hier- 
für ein Bedürfnis besteht und Interessen des Ver- 
brauchers nicht entgegenstehen, Ausnahmen von 
den Verboten der Absätze 1 und 2 Satz 1 zugelas- 
sen werden; dabei kann zum Schutz vor Täuschung 
insbesondere der Gebrauch bestimmter Bezeichnun- 
gen, sonstiger Angaben und Aufmachungen vorge- 
schrieben und zur Sicherung einer ausreichenden 
Überwachung das Inverkehrbringen von einer An- 
zeige, Genehmigung oder anderen Voraussetzun- 
gen abhängig gemacht werden. In der Rechtsver- 
ordnung ist zu bestimmen, wie die Anteile der ver- 
wendeten Getränke kenntlich zu machen sind. 

§52 

Ausnahmegenehmigung 

(1) Die zuständige oberste Landesbehörde kann 
bei gesundheitlicher Unbedenklichkeit zur Vermei- 
dung unbilliger Härten im Einzelfall durch Aus- 
nahmegenehmigung zulassen, daß vorschriftswidrige 
Erzeugnisse in den Verkehr gebracht, ins Inland oder 
aus dem Inland verbracht, verwendet oder verwer- 
tet werden, wenn die Abweichung von den geltenden 
Vorschriften gering ist. 

(2) Die Genehmigung kann inhaltlich beschränkt, 
mit Auflagen verbunden und befristet werden; sie 
kann aus wichtigem Grund widerrufen sowie unter 
dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden. 

(3) Die örtliche Zuständigkeit der Genehmigungs- 
behörde richtet sich bei inländischen Erzeugnissen 
nach dem Ort der Herstellung, bei ausländischen 
nach dem Ort des Verbringens ins Inland. 

§53 

V ersudiserlaubnis 

Zur Durchführung von Versuchen kann die für die 
Überwachung zuständige oberste Landesbehörde er- 
lauben, daß bei der Herstellung von Erzeugnissen 
sowie von Getränken im Sinne des § 51 bestimmte 
Vorschriften dieses Gesetzes und der nach diesem 
Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen unberück- 
sichtigt bleiben. Die Erlaubnis ist unter den dem 
Versuchsziel gemäßen Bedingungen, insbesondere 
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beschränkt auf die für die Versuche erforderliche 
Zeit und Menge, zu erteilen und amtlich zu über- 
wachen. 

§ 54 

Vorbehalt zugunsten der Hauswirtschaft 
und bestimmter Betriebe 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes und der nach 
diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen gel- 
ten nicht innerhalb des Haushaltes, in dem das 
Lebensmittel verbraucht wird, und des Betriebes, der 
die Erzeugnisse ausschließlich bei der Verarbeitung 
zu anderen Stoffen als Getränken verwendet. 

(2) Die Herstellung von Tresterwein (Haustrunk) 
zur Destillation oder zum unmittelbaren Verzehr 
in der Familie des Erzeugers wird zugelassen. Die 
Landesregierungen der weinbautreibenden Länder 
können durch Rechtsverordnung bestimmen, daß der 
Haustrunk angemeldet und durch geeignete Erken- 
nungsstoffe markiert wird, ferner, daß die Behält- 
nisse beschriftet und die Mengen in der Buchführung 
vermerkt werden. 

TEIL IV 

Überwachung 

§ 55 

Weinbuch- und Analysenbuchführung 

Durch Rechtsverordnung kann zur Sicherung einer 
ausreichenden Überwachung vorgeschrieben wer- 
den, daß 

1. über das Herstellen, das Inverkehrbringen und 
das Verbringen von Erzeugnissen ins Inland und 
aus dem Inland Buch zu führen ist und die zuge- 
hörigen Unterlagen einschließlich der Begleit- 
dokumente aufzubewahren sind, 

2. Behältnisse, die Erzeugnisse enthalten, mit 
Merkzeichen zu versehen und diese Merkzei- 
chen in die Buchführung einzutragen sind, 

3. über analytische Untersuchungen von Erzeugnis- 
sen für andere Betriebe Analysenbücher zu füh- 
ren sind. 

In der Rechtsverordnung können Art und Umfang 
der Buchführung näher geregelt werden. 

§ 56 

Allgemeine Überwachung 

(1) Die für die Einhaltung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70 dieses Gesetzes 
und der zu ihrer Durchführung erlassenen Rechts- 
vorschriften erforderliche Überwachung ist nach den 
entsprechend anzuwendenden §§ 6 bis 8 und 10 
Abs. 2 des Lebensmittelgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Januar 1936 (Reichsge- 


setzbl. I S. 18), zuletzt geändert durch das Ände- 
rungsgesetz vom 8. September 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1590) durchzuführen. Die mit der Über- 
wachung Beauftragten sind auch befugt; 

1. Auskunft zu verlangen über den Umfang des 
Betriebes, über die Herstellung, über die zur 
Verarbeitung gelangenden Stoffe, deren Menge 
und Herkunft und über vermittelte Geschäfte, 

2. in Herstellungsbeschreibungen Einsicht zu neh- 
men, 

3. geschäftliche Aufzeichnungen, Frachtbriefe und 
Bücher unabhängig von dem Ergebnis einer Be- 
sichtigung einzusehen, 

4. Erzeugnisse, sonstige Stoffe, Geräte und ge- 
schäftliche Unterlagen vorläufig sicherzustellen, 
soweit dies zur Durchführung der Überwachung 
erforderlich ist, und 

5. zur Verhütung dringender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung in Wohnräu- 
men tätig zu werden? insoweit wird das Grund- 
recht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar- 
tikel 13 des Grundgesetzes) eingeschränkt. 

Satz 2 Nr. 3 gilt entsprechend für die Einsichtnahme 
in Analysenbücher. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft nach Absatz 1 
Satz 2 Verpflichtete kann die Auskunft auf solche 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst 
oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil- 
prozeßordnung bezeichneten Angehörigen der Ge- 
fahr straf gerichtlicher Verfolgung oder eines Ver- 
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkei- 
ten aussetzen würde. 

(3) Zur Unterstützung der für die Überwachung 
zuständigen Behörden werden in jedem Land Prü- 
fer (Weinkontrolleure) bestellt; sie üben ihre Tätig- 
keit hauptberuflich und als Verwaltungsangehörige 
aus; für ihre Befugnisse und Pflichten gilt Absatz 1. 
Als Weinkontrolleur soll nur bestellt werden, wer 
in der Sinnenprüfung der von ihm zu überwachen- 
den Erzeugnisse erfahren ist, das Verfahren ihrer 
Herstellung zu beurteilen vermag und mit den ein- 
schlägigen Rechtsvorschriften vertraut ist. 

(4) Durch Rechtsverordnung werden zur Sicherung 
einer gleichmäßigen Überwachung Vorschriften über 
die Handhabung der Kontrolle in Betrieben, die Ent- 
nahme und Behandlung von Proben und Mustern 
und die Einsichtnahme in die Buchführung, ferner 
über die Zusammenarbeit der Uberwachungsorgane 
erlassen. 

(5) Die Zolldienststellen sind befugt, den Uber- 
wachungsorganen auf deren Verlangen Begleitdoku- 
mente, Untersuchungszeugnisse und Ursprungszeug- 
nisse sowie sonstige Unterlagen, soweit diese für 
die Beurteilung der Ware von Bedeutung sein kön- 
nen, zur Einsichtnahme zu überlassen und Auskünfte 
aus ihnen zu erteilen. Angaben über den Zollwert 
dürfen nicht mitgeteilt oder zugänglich gemacht wer- 
den. 
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§ 57 

Überwachung beim Verbringen ins Inland 

(1) Durch Rechts Verordnung können zur Siche- 
rung einer ausreichenden Überwachung das Ver- 
bringen von Erzeugnissen ins Inland von einer Zu- 
lassung abhängig gemacht sowie die Voraussetzun- 
gen für die Zulassung und das Zulassungsverfahren 
geregelt und Vorschriften über die Kosten erlassen 
werden. Insbesondere kann 

1. vorgeschrieben werden, daß die Zulassung nur 
erteilt wird, nachdem durch eine amtliche Unter- 
suchung und Prüfung im Inland festgestellt ist, 
daß die Erzeugnisse den Verordnungen (EWG) 
Nr. 816/70’ und Nr. 817/70, diesem Gesetz und 
den zu ihrer Durchführung erlassenen Vorschrif- 
ten entsprechen; 

2. geregelt werden, welche Behörden für die Ertei- 
lung der Zulassung zuständig sind; 

3. vorgeschrieben werden, daß 

a) die für die Erteilung der Zulassung zustän- 
dige Behörde die für die amtliche Unter- 
suchung und Prüfung erforderlichen Muster 
und Proben unentgeltlich entnehmen darf und 
der Verfügungsberechtigte die Auslagen für 
ihre Verpackung und Beförderung zu tragen 
hat, 

b) der Verfügungsberechtigte die Kosten (Ge- 
bühren und Auslagen) der amtlichen Unter- 
suchung und Prüfung zu tragen hat und er 
Kostenschuldner- gegenüber den Unter- 
suchungsstellen ist, 

c) der Verfügungsberechtigte das Erzeugnis 
unter Überwachung der für die Zulassung zu- 
ständigen Behörde auf seine Kosten aus dem 
Uberwachungsgebiet zu verbringen oder es 
zu vernichten hat, wenn er auf die Zulassung 
zum Verbringen ins Inland verzichtet hat oder 
diese versagt worden ist, 

d) das Erzeugnis auf Kosten des Verfügungs- 
berechtigten zu vernichten ist, wenn er der 
Verpflichtung nach Buchstabe c innerhalb 
einer von der für Zulassung zuständigen Be- 
hörde gesetzten angemessenen Frist nicht 
nachkommt; 

4. zu Anzeigen, Auskünften, zur Duldung der Ein- 
sichtnahme in geschäftliche Unterlagen, zur Dul- 
dung von Besichtigungen und zur Unterstützung 
verpflichtet und vorgeschrieben werden, daß Er- 
zeugnisse in der Regel vom Verbringen ins In- 
land zurückzuweisen sind, wenn einer dieser 
Pflichten oder der Pflicht zur Duldung der Ent- 
nahme von Mustern oder Proben nicht unver- 
züglich, unvollständig oder nicht ordnungsgemäß 
nachgekommen oder eine erforderliche Auskunft 
unrichtig erteilt wird; 

5. bestimmt werden, welche Untersuchungsstellen 
für die amtliche Untersuchung und Prüfung zu- 
ständig sind; für Erstgutachten dürfen nur zwölf, 
für Zweitgutachten nur vier Stellen und für 
Obergutachten darf nur eine Stelle bestimmt 
werden; 


6. geregelt werden, in welchen Fällen und unter 
welchen Voraussetzungen Erzeugnisse von der 
Überwachung beim Verbringen ins Inland befreit 
sind oder befreit werden können; 

7. bestimmt werden, daß zur Erleichterung des 
zwischenstaatlichen Handelsverkehrs bei Ge- 
währleistung der Gegenseitigkeit eine vor- 
geschriebene Untersuchung nur stichprobenweise 
vorzunehmen ist, wenn 

a) im Herstellungsland eine amtliche Unter- 
suchung stattgefunden und der Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie und Gesundheit eine 
Untersuchung durch diese Stelle als Ersatz für 
die amtliche Untersuchung und Prüfung im 
Inland anerkannt hat, 

b) die ausländische Untersuchungsstelle ein 
Zeugnis in deutscher Sprache darüber aus- 
gestellt hat, daß die Untersuchung unter Be- 
achtung der deutschen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften . vorgenommen worden ist 
und ergeben hat, daß das Erzeugnis den Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70, 
diesem Gesetz und den zu ihrer Durchführung 
erlassenen Vorschriften entspricht, die unter- 
suchte Probe amtlich gezogen und das Behält- 
nis unmittelbar nach Entnahme der Probe 
amtlich verschlossen worden ist, und 

c) das Behältnis ins Inland verbracht wird, ohne 
zwischenzeitlich geöffnet worden zu sein-, 

dabei kann festgelegt werden, in welchen Fällen, 
wie oft und wie viele Stichproben vorzunehmen 
sind, welche Angaben das Zeugnis der auslän- 
dischen Untersuchungsstelle enthalten und wel- 
chem Muster es entsprechen muß, sowie die Zu- 
lassung zum Verbringen ins Inland von dem 
Ausgang einer Prüfung abhängig gemacht wer- 
den, ob es sich um das Erzeugnis handelt, von 
dem die Probe für die amtliche Untersuchung 
im Herstellungsland entnommen worden ist 
(Nämlichkeitsprüfung) . 

(2) Bestimmt eine Rechtsverordnung nach Ab- 
satz 1, daß die Zolldienststellen über die Zulassung 
zum Verbringen ins Inland entscheiden, kann der 
Bundesminister der Finanzen durch Rechtsverord- 
nung, die der Zustimmung des Bundesrates nicht 
bedarf, die Einzelheiten des Verfahrens bei der 
Überwachung des Verbringens ins Inland regeln 
und Vorschriften nach Absatz 1 Nr. 4 erlassen. In 
diesem Rahmen kann er auch allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften ohne Zustimmung des Bundes- 
rates erlassen. Er bestimmt die für die Überwachung 
zuständigen Zolldienststellen. Für das Gebiet des 
Freihafenamtes Hamburg kann er die in Satz 1 und 
Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe c genannten Aufgaben 
durch Vereinbarung mit dem Senat der Freien und 
Hansestadt Hamburg dem Freihafenamt übertragen; 
§ 18 a Abs. 2 des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung vom 6. September 1950 (Bundesgesetzbl. I 
S. 448) in der jeweils geltenden Fassung findet An- 
wendung. 

(3) Sieht eine Rechtsverordnung nach Absatz 1 
vor, daß in einem Zollanschluß hergestellte Erzeug- 
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nisse zum Verbringen ins Inland keiner Zulassung 
bedürfen, wird die Landesregierung des an den Zoll- 
anschluß angrenzenden Landes ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung das Verbringen ins Inland von 
dem Nachweis oder der Glaubhaftmachung abhängig 
zu machen, daß die Erzeugnisse den in Absatz 1 
Nr. 1 genannten Voraussetzungen entsprechen so- 
wie das Prüfungsverfahren zu regeln; sie bestimmt 
die für die Prüfung zuständigen Behörden. 


TEIL V 

Ergänzungsvorschriften 

§58 

Besondere Verkehrs verböte 

(1) Weintrub darf nur nach ausreichender Ver- 
gällung in den Verkehr gebracht oder bezogen wer- 
den. Durch Rechts Verordnung kann geregelt werden, 
was als ausreichende Vergällung anzusehen und 
mit welchen Stoffen sie vorzunehmen ist oder nicht 
vorgenommen werden darf. 

(2) Ein Stoff, der bei der Herstellung von Erzeug- 
nissen nicht zugesetzt werden darf, darf nicht für 
diese Zwecke gewerbsmäßig in den Verkehr ge- 
bracht, vermittelt oder zum Gegenstand der Wer- 
bung gemacht werden. 

§59 

Beschaffenheit von Behältnissen und Räumen 

Soweit es zum Schutz der Gesundheit oder zur 
Erhaltung der Qualität erforderlich ist, kann durch 
Rechts Verordnung vorgeschrieben werden, daß 

1. Behältnisse und sonstige Gegenstände, die für 
die Herstellung, Abfüllung, Lagerung oder Be- 
förderung benutzt werden und Räume, die diesen 
Zwecken oder dem Inverkehrbringen dienen, be- 
stimmten hygienischen Anforderungen genügen 
müssen, 

2. Behältnisse aus bestimmten Werkstoffen nicht 
benutzt werden dürfen und zulässige Werkstoffe 
bestimmten Anforderungen genügen müssen, 

3. gebrauchte Behältnisse und Geräte nur benutzt 
werden dürfen, wenn sie zuvor ausnahmslos für 
Lebensmittel oder für bestimmte Lebensmittel 
benutzt worden sind, 

4. Behältnisse eine auf Ihre Zweckbestimmung hin- 
weisende dauerhafte Aufschrift tragen müssen. 

§ 60 

Traubensaft und konzentrierter Traubensaft 

(1) Traubensaft und konzentrierter Traubensaft 
in Behältnissen von zwei Litern oder mehr sind 

1. auf Behältnissen, in Begleitpapieren, auf Hin- 
weisschildern oder in sonstiger Weise als Trau- 


bensaft oder konzentrierter Traubensaft zu be- 
zeichnen und 

2. in nach diesem Gesetz oder anderen Vorschrif- 
ten eingerichteter Buchführung als Traubensaft 
oder konzentrierter Traubensaft einzutragen. 

Traubensaft darf nicht als Traubenmost bezeichnet 
werden. 

(2) Traubensaft und konzentrierter Traubensaft 
dürfen bei der Herstellung von alkoholischen Ge- 
tränken, die aus anderen Früchten als aus Wein- 
trauben oder aus anderen Stoffen auf Grund von 
Rechtsvorschriften hergestellt werden dürfen, nicht 
verwendet oder zugesetzt werden. 


TEIL VI 

Übergangsregelungen 

§ 61 

Verschnitt' mit Deckrotwein 

Für einen nach Artikel 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 959/70 mit ausländischem Rotwein (Deckrot- 
wein) verschnittenen Rotwein sind die Kennzeich- 
nungen des § 11 unzulässig. Der Zuteilung einer 
Prüfungsnummer nach § 10 steht das Verschneiden 
mit Deckrotwein nicht entgegen, sofern dadurch das 
Volumen um nicht mehr als 10 Raumhundertteile 
vermehrt worden ist. 

§ 62 

Nicht zugelassene Rebanlagen 
und Rebsorten 

(1) Weintrauben aus Rebanlagen, die vor dem 
1. Juli 1967 ohne die nach dem Weinwirtschafts- 
gesetz erforderliche Genehmigung gepflanzt wor- 
den sind und für die auch nachträglich eine Geneh- 
migung nicht erteilt worden ist, können abweichend 
von § 2 Abs. 1 bis zum Ablauf von sechs Jahren 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Herstellung 
von Wein verwendet werden. Auf Wein, der ganz 
oder teilweise aus solchen Weintrauben hergestellt 
worden ist, sind die §§ 10, 11 und 13 nicht anzu- 
wenden. 

(2) Die Herstellung von Qualitätswein b. A. aus 
Rebsorten, die nicht zu den Rebsorten nach § 2 
Abs. 2 gehören, ist für den Zeitraum von drei Jah- 
ren, beginnend mit Inkrafttreten dieses Gesetzes, 
zulässig, wenn die Rebsorten der Art „vitis vini- 
fera" angehören und nicht mehr als 20 vom Hundert 
des Rebsortenbestandes der Rebfläche ausmachen, 
mit deren Namen der Wein gezeichnet ist. 

§ 63 

Verwendung der Prädikate Kabinett 
und Spätlese 

Bis zum Ablauf von drei Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes dürfen die Prädikate Kabi- 
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nett und Spätlese auc±i Weinen unter Beibehaltung 
ihrer bisherigen Bezeichnung zuerkannt werden, 
wenn der Wein nicht ausschließlich aus Weintrauben 
eines einzigen Bereiches hergestellt worden ist. Im 
übrigen gelten die Vorschriften der §§11 und 13. 


TEIL VII 

straf- und Bußgeldvorsdiriften 

§ 64 

Verletzung von Vorschriften 
über das Herstellen und das Inverkehrbringen 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, wer 

1. bei der Herstellung von inländischem Wein oder 
der Behandlung von Erzeugnissen, aus denen 
er hergestellt ist, 

a) den vorhandenen oder potentiellen natür- 
lichen Alkohlgehalt verbotswidrig erhöht 
(§ 5, Artikel 18, 19 und 22 der Verordnung 
[EWG] Nr. 816/70), 

b) einen Stoff verbotswidrig zusetzt (§ 7 Abs. 1 
Satz 1), 

c) Ionenaustauscher oder ultraviolette oder 
energiereiche Strahlen verbotswidrig anwen- 
det (§ 7 Abs. 3 Satz 1), 

d) ein anderes Behandlungsverfahren, das zum 
Schutz der Gesundheit oder zur Förderung 
oder zur Erhaltung der Güte des Weins ver- 
boten ist, anwejidet oder einer Einsdirän- 
kimg der Anwendung zuwiderhandelt (§ 7 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 1, 2), 

2. bei der Herstellung, Abfüllung oder Lagerung 
von inländischem Wein oder den zu seiner Her- 
stellung verwendeten Erzeugnissen Gegenstände 
verbotswidrig benutzt (§ 7 Abs. 2), 

3. inländisdien Wein mit einem verbotenen Gehalt 
an schwefliger Säure, Schwefelsäure oder ande- 
ren Stoffen zum offenen Ausschank feilhält oder 
abgefüllt in den Verkehr bringt (§ 8 Abs. 4, 5). 

(2) Ebenso wird bestraft wer 

1. ein verbotenes Erzeugnis bei der Herstellung 

von inländischem Likörwein (§ 19 Abs. 1 Nr. 1), 
inländisciiem Schaumwein (§ 23 Abs. 1 Nr. 1), 
inländischen weinhaltigen Getränken (§ 28 

Abs. 1), inländischem Weindestillat (§ 34 Abs. 3 
Satz 1) oder inländischem Branntwein aus Wein 
(§ 36 Abs. 1) verwendet, 

2. einem Verschnittverbot für ausländischen Likör- 
wein (§21 Abs. 2 Nr. 2), weinhaltige Getränke 
(§ 28 Abs. 4) oder inländischen Branntwein aus 
Wein (§ 36 Abs. 1) zuwiderhandelt, 

3. ein Erzeugnis zur Herstellung von Schaumwein 
(§ 23 Abs. 1 Nr. 2) oder weinhaltigen Getränken 


(§ 28 Abs. 2) verwendet, ohne es gekennzeich- 
net und eingetragen zu haben, 

4. verbotswidrig einen Stoff zusetzt, Ionen- 
austauscher oder ultraviolette oder energie- 
reiche Strahlen oder ein anderes Behandlungs- 
verfahren, das zum Schutz der Gesundheit oder 
zur Förderung oder zur Erhaltung der Güte des 
Erzeugnisses verboten ist, anwendet: 

a) bei der Behandlung von ausländischem Wein 
(§ 17 Abs. 2), ausländischem Traubenmost 
(§17 Abs. 4) oder ausländischem Likörwein 
(§ 21 Abs. 2 Nr. 1), 

b) bei der Herstellung von inländischem Likör- 
wein (§ 19 Abs. 1 Nr. 3), inländischem 
Schaumwein (§ 23 Abs. 1 Nr. 3), inländischen 
weinhaltigen Getränken (§ 28 Abs. 3) oder 
inländischem Branntwein aus Wein (§ 36 
Abs. 2 bis 4), 

5. bei Weindestillat verbotswidrig einen Stoff 
zusetzt oder entzieht (§ 34 Abs. 1 Satz 2), 

6. bei inländischem Branntwein aus Wein verbots- 
widrig einen Stoff zusetzt oder entzieht oder 
ein Verfahren anwendet (§ 36 Abs. 3), 

7. einen Gegenstand aus bestimmten Stoffen bei 
der Behandlung, Abfüllung oder Lagerung von 
ausländischem Wein (§ 17 Abs. 2), ausländi- 
schem Traubenmost (§ 17 Abs. 4), inländi- 
schem Likörwein (§ 19 Abs. 2), ausländischem 
Likörwein (§ 21 Abs. 2 Nr. 1), inländischem 
Schaumwein (§ 23 Abs. 2), inländischen wein- 
haltigen Getränken (§ 28 Abs. 3 Satz 3), in- 
ländischem Branntwein aus Wein (§ 36 Abs. 4 
Satz 2) oder von Erzeugnissen, aus denen sie 
hergestellt sind, verbotswidrig benutzt, 

8. ein nachstehend bezeichnetes Erzeugnis mit 
einem verbotenen Gehalt an schwefliger Säure, 
Schwefelsäure oder anderen Stoffen zum offe- 
nen Ausschank feilhält oder abgefüllt in den 
Verkehr bringt: 

ausländischen Wein (§ 17 Abs. 3), ausländischen 
Traubenmost (§17 Abs. 4), ausländischen Likör- 
wein (§ 21 Abs. 3), inländische weinhaltige Ge- 
tränke (§ 28 Abs. 5) oder ausländische wein- 
haltige Getränke (§ 31), 

9. inländischen Likörwein oder inländischen 
Schaumwein mit einem verbotenen Gehalt an 
schwefliger Säure oder Schwefelsäure (§ 19 
Abs. 1 Nr. 4, § 23 Abs. 1 Nr. 4) abgefüllt in den 
Verkehr bringt oder solchen inländischen Likör- 
wein zum offenen Ausschank feilhält, 

10. ein Erzeugnis, das wegen der gesundheitlich 
bedenklichen Beschaffenheit, der Verdorben- 
heit, der Anwendung von Ionenaustauschern, 
ultravioletten oder energiereichen Strahlen, 
des Zusetzens von Stoffen oder Alkohol oder 
des Gehalts an schwefliger Säure, Schwefel- 
säure oder bestimmten sonstigen Stoffen von 
dem Verbringen ins Inland ausgeschlossen ist 
(§ 16 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 und Abs. 3 Nr. 1, § 17 
Abs. 4, § 20 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 und Abs. 3, 
§ 25 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 und Abs. 3, § 30 Abs. 2 
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Nr. 1 bis 4 und Abs. 3, § 34 Abs. 4 Satz 2, § 35 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 bis 3, § 40 Abs. 2 Nr. 1 
bis 3 und Abs. 3), werwendet, verwertet, in 
den Verkehr bringt oder aus dem Inland ver- 
bringt (§ 50 Abs. 1), 

11. einer Vorschrift über das Behandeln oder Ver- 
schneiden von ausländischen weinhaltigen Ge- 
tränken (§ 31) oder ausländischem Branntwein 
aus Wein (§ 41 Abs. 1) im Inland zuwider- 
handelt, 

12. ein Getränk, das mit einem Erzeugnis ver- 
wechselt werden kann, verbotswidrig herstellt, 
ins Inland verbringt oder in den Verkehr bringt 
(§ 51 Abs. 1) oder ein Erzeugnis mit anderen 
Getränken vermischt gewerbsmäßig in den Ver- 
kehr bringt (§ 51 Abs. 2), 

13. einer nach § 54 Abs. 2 erlassenen Rechts- 
verordnung zuwider, soweit sie für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Strafvorschrift 
verweist, Tresterwein nicht anmeldet, nicht 
markiert oder verbotswidrig abgibt. 

(3) Nach Absatz 1 wird auch bestraft, wer 

1. ein Erzeugnis unter Verstoß gegen das Täu- 
schungsverbot des § 44 Abs. 1 bis 3 oder einer 
nach § 44 Abs. 4 erlassenen Rechtsverordnung, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Strafvorschrift verweist, in den Verkehr 
bringt, aus dem Inland verbringt oder zum 
Gegenstand der Werbung macht, 

2. ein Erzeugnis mit nicht zugelassenen gesund- 
heitsbezogenen Angaben in den Verkehr bringt, 
aus dem Inland verbringt oder zum Gegenstand 
der Werbung macht (§ 45 Abs. 1) oder eine vor- 
geschriebene Kenntlichmachung unterläßt (§ 45 
Abs. 2, § 51 Abs. 3, § 59 Nr. 4), 

3. einer nach § 59 erlassenen Rechtsverordnung 
über die Benutzung oder die Beschaffenheit von 
Behältnissen, sonstigen Gegenständen oder Räu- 
men zuwiderhandelt, soweit sie für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Strafvorschrift 
verweist, 

4. Traubensaft 

a) als Traubenmost bezeichnet (§ 60 Abs. 1 
Satz 2), 

b) bei der Herstellung von alkoholischen Ge- 
tränken verwendet oder zusetzt (§ 60 Abs. 2), 

5. ein Erzeugnis, das durch eine in Absatz 1, Ab- 
satz 2 Nr. 1 bis 9 oder 11 oder in Nummer 3 mit 
Strafe bedrohte Handlung hervorgebracht wor- 
den ist oder auf das sich eine solche Handlung 
bezieht, verwendet, verwertet, in den Verkehr 
bringt oder aus dem Inland verbringt (§ 50 
Abs. 1). 

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren und 

mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 

ferner bestraft, wer 

1. in den Weinbauzonen A oder B frische Wein- 
trauben, Traubenmost, zur Konzentrierung be- 
stimmten Traubenmost, teilweise gegorenen 


Traubenmost oder Jungwein sowie Wein ent- 
gegen Artikel 20 oder 22 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 oder Artikel 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1594/70 säuert oder entsäuert, 

2. Tafelwein oder Qualitätswein b. A. entgegen 
Artikel 21 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
oder Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
1618/70 süßt, 

3. verbotswidrig frischen Weintrauben, Trauben- 
most, teilweise gegorenem Traubenmost, auch 
ohne Alkohol stummgemacht, mit Alkohol 
stummgemachtem Most aus frischen Wein- 
trauben, Wein aus frischen Weintrauben, 
Tresterwein, Weintrub oder Traubentrester 
Alkohol zusetzt (Artikel 25 der Verordnung 
[EWG] Nr. 816/70, Verordnung [EWG] Nr. 
1093/70), 

4. verbotswidrig Tafelwein, zur Gewinnung von 
Tafelwein geeigneten Wein oder eingeführten 
Wein verschneidet (Artikel 26 der Verordnung 
[EWG] Nr. 816/70, Verordnung [EWG] Nr. 
959/70), 

5. Wein, der von Rebsorten im Sinne des Artikels 
16 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 stammt, 
ohne zur Gewinnung von Tafelwein geeigneter 
Wein oder Tafelwein zu sein (Nummern 9 und 
10 des Anhangs II der Verordnung [EWG] 
Nr. 816/70) verbotswidrig verwendet (Artikel 
27 Abs. 3 Buchstabe a der Verordnung [EWG] 
Nr. 816/70), 

6. verbotswidrig frische Weintrauben, Trauben- 
most, teilweise gegorenen Traubenmost, Jung- 
wein oder Wein, die nicht von Rebsorten im 
Sinne des Artikels 16 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 stammen, in der Gemeinschaft in den 
Verkehr bringt oder an eine Genossenschaft lie- 
fert (Artikel 27 Abs. 3 Buchstabe b der Ver- 
ordnung [EWG] Nr. 816/70), 

7. verbotswidrig Traubensaft oder konzentrierten 
Traubensaft zu Wein verarbeitet oder zur Wein- 
herstellung verwendet (Artikel 27 Abs. 4 Un- 
terabsatz 1 der Verordnung [EWG] Nr. 816/70), 

8. aus Weintrub, Traubentrester, Brennwein oder 
verdünntem Alkohol aus Erzeugnissen der Wein- 
rebe verbotswidrig Wein oder ein sonstiges 
Getränk zum unmittelbaren menschlichen Ver- 
brauch herstellt (Artikel 27 Abs. 4 Unterabsatz 2 
der Verordnung [EWG] Nr. 816/70), 

9. Tresterwein, Brennwein oder verdünnten Alko- 
hol aus den Erzeugnissen der Weinrebe ver- 
botswidrig verwendet (Artikel 27 Abs. 4 Un- 
terabsatz 3 oder 4 der Verordnung [EWG] Nr. 
816/70), 

10. eingeführten Wein, der nicht den Anforderun- 
gen des Artikels 28 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 entspricht, verbotswidrig zum 
unmittelbaren menschlichen Verbrauch abgibt, 

11. verbotswidrig eingeführte frische Weintrauben, 
eingeführten Traubenmost, eingeführten kon- 
zentrierten Traubenmost, eingeführten teilweise 
gegorenen Traubenmost oder eingeführten 
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Traubensaft zu Wein verarbeitet oder zur Wein- 
herstellung verwendet (Artikel 28 Abs. 2 Un- 
terabsatz 1 der Verordnung [EWG] Nr. 816/70), 


3. Weintrauben ohne Genehmigung außerhalb 
des Anbaugebietes zu Traubenmost oder Wein 
verarbeitet (§ 4), 


12. verbotswidrig aus eingeführtem Weintrub, ein- 
geführtem Traubentrester, eingeführtem Tre- 
sterwein, eingeführtem Brennwein oder einge- 
führtem verdünnten Alkohol aus Erzeugnissen 
der Weinrebe Wein oder ein sonstiges zum 
unmittelbaren menschlichen Verbrauch bestimm- 
tes Getränk herstellt (Artikel 28 Abs. 2 Unter- 
absatz 2 der Verordnung [EWG] Nr. 816/70), 

13. eingeführten Wein, der nicht den Vorschriften 
des Artikels 28 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 entspricht, verbotswidrig zu einem 
anderen als für entsprechenden Gemeinschafts- 
wein zulässigen Zweck verwendet (Artikel 28 
Abs. 4 der Verordnung [EWG] Nr. 816/70). 

§ 65 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund der Verordnungen 
(EWG) Nr. 816/70 und Nr. 817/70, dieses Gesetzes 
oder der zu ihrer Durchführung erlassenen Verord- 
nungen betrauten Stelle bekanntgeworden ist, unbe- 
fugt offenbart, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- 
fen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Frei- 
heitsstrafe bis zu zwei Jahren; daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, 
wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 66 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer fahrlässig eine 
der in § 64 bezeichneten Handlungen begeht. 

(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. Weintrauben vor der erreichbaren Reife ent- 
gegen § 3 Abs. 1 Satz 1 liest, einer Herbstord- 
nung nach § 3 Abs. 2 zuwiderhandelt, soweit 
sie für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, oder Weintrauben 
entgegen § 3 Abs. 4 verwendet, 

2. die Lese von Weintrauben, die für die Herstel- 
lung von Qualitätsweinen mit Prädikat vorge- 
sehen sind, nicht vorher anzeigt (§ 3 Abs. 1 
Satz 3), 


4. ein Behandlungsverfahren, das zur Sicherung 
einer ausreichenden Überwachung verboten ist, 
anwendet bei inländischem Wein (§ 7 Abs. 4 
Satz 2 Nr. 3), ausländischem Wein (§ 17 Abs. 2), 
ausländischem Traubenmost (§ 17 Abs. 4), inlän- 
dischem Likörwein (§ 19 Abs. 1 Nr. 3), aus- 
ländischem Likörwein (§ 21 Abs. 2 Nr. 1), in- 
ländischem Schaumwein (§ 23 Abs. 1 Nr. 3), 
inländischen weinhaltigen Getränken (§ 28 
Abs. 3 Satz 3), ausländischen weinhaltigen Ge- 
tränken (§ 31) oder inländischem Branntwein 
aus Wein (§ 36 Abs. 4 Satz 2), 

5. inländischen Wein mit einem verbotenen Gehalt 
an Restzucker zum offenen Ausschank feilhält, 
abgefüllt in den Verkehr bringt oder aus dem 
Inland verbringt (§ 8 Abs. 1), 

6. einen mit einem Prädikat gekennzeichneten 
Wein vor dem auf die Ernte der verwendeten 
Trauben folgenden 1. Januar abgefüllt in den 
Verkehr bringt (§ 11 Abs. 9), 

7. inländischen Schaumwein nicht in demselben 
Betrieb herstellt, umfüllt und abfüllt (§ 23 
Abs. 1 Nr. 5) oder weinhaltige Getränke ver- 
botswidrig nicht in demselben Betrieb her- 
stellt (§ 28 Abs. 6), 

8. Weindestillat mit Weindestillat verbotswidrig 
verschneidet (§ 34 Abs. 5), 

9. Weintrub verbotswidrig in den Verkehr bringt 
oder bezieht (§ 58 Abs. 1), 

10. einen Stoff, der bei der Herstellung nicht zuge- 
setzt werden darf, für diesen Zweck gewerbs- 
mäßig in den Verkehr bringt, vermittelt oder 
zum Gegenstand der Werbung macht (§ 58 
Abs. 2). 

(3) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. ein Erzeugnis, das wegen seiner Herstellung 
oder Beschaffenheit nicht ins Inland verbracht 
werden darf (§ 16 Abs, 1 Satz 1, § 17 Abs. 4, 
§ 20 Abs. 1 Satz 1, § 25 Abs. 1, § 30 Abs. 1, § 34 
Abs. 4 Satz 1, § 35 Abs. 3 Satz 1, § 40 Abs. 1 
Satz 1), verwendet, verwertet, in den Verkehr 
bringt oder aus dem Inland verbringt (§ 50 
Abs. 1), 

2. ein Erzeugnis, das einer Vorschrift über Bezeich- 
nungen, Angaben, Aufmachungen oder Hin- 
weise 

a) des Artikels 30 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 oder des Artikels 12 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 817/70, 

b) einer auf Grund dieser Verordnungen erlas- 
senen Durchführungsverordnung, 

c) dieses Gesetzes oder 

d) einer auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung, soweit wie für einen be- 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist. 
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nidit entspricht, in den Verkehr bringt, ins In- 
land oder aus dem Inland verbringt, 

3. ein Erzeugnis bei Preisangeboten oder auf Ge- 
tränkekarten mit Angaben bezeichnet, die 

a) nach den Verordnungen (EWG) Nr. 816/70 
und 817/70, 

b) nach einer auf Grund dieser Verordnungen 
erlassenen Durchführungsverordnung, 

c) nach diesem Gesetz oder 

d) nach einer auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
senen Rechts Verordnung, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist, 

verboten sind, 

4. ein Erzeugnis ohne das vorgeschriebene Be- 
gleitdokument in den Verkehr bringt {§ 48, 
Artikel 29 Abs. 1 der Verordnung [EWG] 
Nr. 816/70). 

(4) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig ein Erzeugnis, das durch eine 
nach Absatz 1 oder 2 Nr. 1, 3, 4, 7, 8 oder Absatz 3 
Nr. 3 mit Geldbuße bedrohte Handlung hervorge- 
bracht worden ist oder auf das sich eine solche 
Handlung bezieht, verwendet, verwertet, in den 
Verkehr bringt oder aus dem Inland verbringt {§ 50 
Abs. 1). 

(5) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben macht 
oder benutzt, um für sich oder einen anderen 
die Zuteilung einer Prüfungsnummer oder die 
Zuerkennung eines Prädikats (§§ 13, 24 Nr. 2 
und 3, 38 Abs. 1 Nr. 8), eine Ausnahmegenehmi- 
gung nach § 52 oder die Zulassung zum Ver- 
bringen ins Inland oder eine Erleichterung oder 
Befreiung bei der amtlichen Untersuchung und 
Prüfung (§ 57 Abs. 1) zu erlangen, 

2. vorsätzlich oder fahrlässig 

a) die Pflicht zur Buchführung oder zur Aufbe- 
wahrung von Büchern oder Unterlagen (§ 55, 
Artikel 29 Abs. 2 der Verordnung [EWG] 
Nr. 816/70, Artikel 5 der Verordnung [EWG] 
Nr. 1698/70, Artikel 3 Abs. 1, 3 bis 5 der 
Verordnung [EWG] Nr. 1699/70, Artikel 2 
der Verordnung [EWG] Nr. 1700/70) nicht 
oder nicht ordnungsgemäß erfüllt, 

b) die Pflicht zur Duldung der Überwachung 
oder zur Unterstützung (§ 56 Abs. 1) ver- 
letzt. 

(6) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vor- 
sätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen Artikel 22 Abs. 1 Unterabs. 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 

a) eine vorgenommene Erhöhung des vorhan- 
denen oder potentiellen natürlichen Alkohol- 
gehaltes, 


b) die in seinem Besitz befindlichen Mengen an 
Zucker und konzentriertem Traubenmost oder 

c) eine vorgenommene Entsäuerung 
nicht oder nicht fristgemäß meldet, 

2. Weintrauben oder Weintrub verbotswidrig voll- 
ständig auspreßt (Artikel 24 Abs. 1 Satz 1 der 
Verordnung [EWG] Nr. 816/70), 

3. Traubentrester verbotswidrig erneut vergärt 
(Artikel 24 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung [EWG] 
Nr. 816/70). 

(7) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

§67 

Einziehung 

Ist eine Straftat nach § 64 oder eine Ordnungs- 
widrigkeit nach § 66 begangen worden, so können 
Gegenstände, auf die sich eine solche Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit bezieht, und Gegenstände, die 
zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht 
worden oder bestimmt gewesen sind, eingezogen 
werden. § 40 a des Strafgesetzbuches und § 19 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind anzuwen- 
den. 

TEIL VIII 

Schlußvorschriften 

§68 

Rechtsverordnungen und allgemeine 
V erwaltungs vorsdirif ten 

(1) Rechts Verordnungen und allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften zur Durchführung dieses Gesetzes 
und der nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsver- 
ordnuhgen erläßt, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und 
mit Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Soweit dieses Gesetz die Landesregierungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermächtigt, sind 
diese befugt, die Ermächtigung durch Rechtsverord- 
nung auf oberste Landesbehörden, im Falle des § 3 
Abs. 2 auch auf andere Behörden, zu übertragen. 

§69 

Gegenseitige Unterrichtung von 
Bundes- und Landesbehörden 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit und die zuständigen obersten Landesbe- 
hörden unterrichten sich gegenseitig über gericht- 
liche Entscheidungen grundsätzlicher Natur und über 
Regelungen von allgemeiner Bedeutung sowie über 
Versuchserlaubnisse und ihre Ergebnisse. 
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§70 

Verhältnis zu anderen lebensmittelrechtlichen 
Vorschriften 

Im sachlichen Anwendungsbereich dieses Gesetzes 
sind vorbehaltlich des § 56 Abs, 1 das Lebensmittel- 
gesetz und die seiner Ergänzung oder Ausführung 
dienenden Rechtsvorschriften nur zur Ergänzung der 
für Traubensaft getroffenen Regelimgen anwendbar. 

§71 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl, I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§72 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab- 
satzes 2 am 20. Juli 1971 in Kraft. 

(2) Vorschriften dieses Gesetzes, die zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen oder allgemeinen Verwal- 
tungsvorschriften ermächtigen, treten am Tage nach 
der Verkündung in Kraft; das gleiche gilt für § 56 
Abs. 5 und §71, 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
entgegenstehende Vorschriften außer Kraft, ins- 
besondere 

1. das Weingesetz vom 25, Juli 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 356), 

2. das Gesetz über Wein, Dessertwein, Schaum- 
wein, weinhaltige Getränke und Branntwein 
aus Wein (Weingesetz) vom 16. Juli 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 781), 

3. die Verordnung zur Ausführung des Wein- 
gesetzes vom 16. Juli 1932 (Reichsgesetzbl. I 
S. 358), 

4. die Verordnung über Wermutwein und Kräuter- 
wein vom 20, März 1936 (Reichsgesetzbl. I 

S. 196), 


5. die Grundsätze für die einheitliche Durchfüh- 
rung des Weingesetzes vom 2. November 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 801), 

6. die Anordnung Nr. 3 des Reichsbeauftragten für 
die Regelung des Absatzes von Weinbauerzeug- 
nissen vom 10. September 1935 (Verkündungs- 
blatt des Reichsnährstandes S. 570), 

7. die Bekanntmachung der Hauptvereinigung der 
Gartenbauwirtschaft betr. Kennzeichnung von 
Wein vom 7. Januar 1936 (Verkündungsblatt 
des Reichsnährstandes S. 17), 

8. Runderlasse, die zu den unter Nummern 1 bis 7 
genannten Vorschriften ergangen sind, 

9. sonstige Rechtsverordnungen und allgemeine 
Verwaltungsvorschriften, die auf Grund der 
unter Nummern 1 bis 7 genannten Vorschriften 
oder zu ihrer Durchführung, Änderung oder 
Ergänzung erlassen worden sind, und 

10, § 368 Nr. 1 des Strafgesetzbuches in der zuletzt 
geltenden Fassung. 

(4) Das Weingesetz vom 25, Juli 1930 mit seiner 
Ausführungsverordnung gilt jedoch für die in sei- 
nem § 10 Abs. 1 bezeichneten Getränke und die dar- 
aus hergestellten schäumenden Getränke bis zu 
einer anderweitigen bundesrechtlichen Regelung mit 
der Maßgabe, daß die Herstellung nicht unter das 
Verbot des § 51 Abs. 1 dieses Gesetzes fällt. 

(5) Die allgemeine Verwaltungsvorschrift für die 
Untersuchung von Wein und ähnlichen alkoholi- 
schen Erzeugnissen sowie von Fruchtsäften vom 
26. April 1960 (Bundesanzeiger Nr. 86 vom 5, Mai 
1960), zuletzt geändert am 8, September 1969 (Bun- 
desanzeiger Nr. 171 vom 16. September 1969), gilt, 
soweit sie den sachlichen Bereich dieses Gesetzes 
betrifft, von seiner Verkündung ab als allgemeine 
Verwaltungsvorschrift im Sinne des § 71 Abs. 1. 

(6) Wein, Likörwein, Schaumwein, weinhaltige 
Getränke und Branntwein aus Wein, die den Vor- 
schriften dieses Gesetzes und der nach diesem Ge- 
setz erlassenen Rechtsverordnungen nicht entspre- 
chen, dürfen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
in den Verkehr gebracht werden, wenn sie vorher 
bereits in gekennzeichnete Behältnisse eingefüllt 
waren und dem zur Zeit ihrer Einfüllung geltenden 
Recht entsprechen. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. 

Das vom Deutschen Bundestag einstimmig verab- 
schiedete Gesetz über Wein, Dessertwein, Schaum- 
wein, weinhaltige Getränke und Branntwein aus 
Wein (Weingesetz) vom 16. Juli 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 781), mit dem das gesamte Weinrecht 
neu geregelt und an die seit dem Erlaß des Wein- 
gesetzes vom 25. Juli 1930 erheblich veränderten 
Verhältnisse in der nationalen und internationalen 
Struktur der Wirtschaft und der Verbraucherschaft, 
bei der Vermarktung, beim Rebanbau und in der 
Technologie angepaßt worden ist, sollte am 20. Juli 
1971 in Kraft treten. Inzwischen ist durch die Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. 816/70 des Rates vom 
28. April 1970 zur Festlegung ergänzender Vorschrif- 
ten für die gemeinsame Marktorganisation für Wein 
und Nr. 817/70 des Rates vom selben Tage zur Fest- 
legung besonderer Vorschriften für Qualitätsweine 
bestimmter Anbaugebiete (Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften Nr. L 99 S. 1 und 20) und den 
zu ihrer Durchführung erlassenen Verordnungen des 
Rates und der Kommissionen das Weinrecht für den 
Bereich der Europäischen Gemeinschaften in wesent- 
lichen Teilen harmonisiert worden. Die Verordnun- 
gen haben nach Artikel 189 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaft vom 25. März 
1957 (Bundesgesetzbl. II S. 766) allgemeine Geltung 
erlangt, sind in allen ihren Teilen verbindlich und 
in allen Mitgliedstaaten unmittelbar geltendes 
Recht. 

Aus dem Inkrafttreten der EWG -Verordnungen über 
die gemeinsame Marktorganisation für Wein ergibt 
sich für das nationale Weinrecht die Rechts Wirkung, 
daß Vorschriften, die denselben Sachbereich regeln 
wie Gemeinschaftsnormen, nicht mehr anwendbar 
sind. Eine Ausnahme gilt nur, wenn den Mitglied- 
staaten ausdrücklich oder eindeutig erkennbar eine 
zusätzliche Regelungsbefugnis eingeräumt worden 
ist. Hieraus folgt weiter, daß die nationalen Sank- 
tionsvorschriften auch bei einer Verletzung von 
inhaltsgleichem Gemeinschaftsrecht nicht mehr an- 
gewandt werden können. Denn mit der Unanwend- 
barkeit der Tatbestände sind die zugehörigen Straf- 
und Bußgelddrohungen gegenstandslos geworden. 
Das Wirksamwerden der EWG-Verordnungen hat 
mithin zur Folge, daß das Weingesetz 1969 bei 
seinem Inkrafttreten am 20. Juli 1971 in wesent- 
lichen Teilen unanwendbar sein würde. Das Risiko, 
welche seiner Bestimmungen weiter anwendbar und 
daher zu beachten sind, kann jedoch angesichts der 


zahlreichen, in bisher über 25 EWG-Verordnungen 
enthaltenen weinrechtlichen Vorschriften nicht den 
Rechtsunterworfenen angelastet werden. Aus Grün- 
den der Übersichtlichkeit und der damit verbun- 
denen Erhöhung der Rechtssicherheit für den Norm- 
adressaten ist daher eine Überprüfung des Wein- 
gesetzes 1969 und eine Zusammenfassung aller 
Rechtsvorschriften über Wein, Likörwein (bisher 
Dessertwein), Schaumwein, weinhaltige Getränke 
und Branntwein aus Wein erforderlich, die von den 
EWG-Verordnungen nicht berührt und daher weiter 
anwendbar sind. 

Darüber hinaus bedarf es der Ausfüllung der in den 
EWG-Verordnungen enthaltenen zahlreichen Er- 
mächtigungen zu nationalen Regelungen an die 
Mitgliedstaaten. Die von der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften insoweit getroffenen Uber- 
gangsregelungen laufen am 31. August 1971 aus und 
können mangels einer weitergehenden Ermächtigung 
durch den Rat von der Kommission nicht verlängert 
werden. 

Schließlich müssen die neugefaßten nationalen wie 
auch die weinrechtlichen Vorschriften der Europä- 
ischen Gemeinschaften mit Sanktionen bewehrt 
werden. 

Der Gesetzentwurf folgt bei der Verwirklichung die- 
ser Ziele der Systematik des Weingesetzes 1969 und 
fügt in diese die neuen Regelungen auf Grund von 
Ermächtigungen in EWG-Verordnungen ein. Dabei 
sind in Sachbereichen, bei denen in absehbarer Zeit 
eine Regelung durch Gemeinschaftsrecht zu erwar- 
ten ist (z. B. bei der Bezeichnung und Aufmachung 
der Erzeugnisse), anstelle der Regelung im Gesetz 
Ermächtigungen zu Rechts Verordnungen vorgesehen. 
Die weiter anwendbaren Vorschriften des Wein- 
gesetzes 1969 sind redaktionell der Terminologie 
der EWG-Verordnungen angepaßt worden. 

11 . 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch die 
Ausführung dieses Gesetzes gegenüber dem Wein- 
gesetz 1969 keine zusätzlichen Kosten. Durch die 
bereits im Weingesetz 1969 vorgesehene Prüfung 
der Qualitätsweine und Qualitätsweine mit Prädikat 
werden geringfügige Kosten entstehen, die — je 
nach Größe der angestellten Partie — auf höchstens 
0,01 bis 0,03 DM/1 geschätzt werden. Selbst wenn der 
Handel diese Mehrkosten in die Preise weitergeben 
sollte, erscheinen die Auswirkungen sowohl auf die 
Einzelpreise wie insbesondere auch auf das Preis- 
niveau unbedeutend. 
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B. Einzelheiten 
TEIL I 

Wein, Likörwein, Schaumwein 

Zu § 1 (Begriffsbestimmungen) 

Die Begriffsbestimmungen der im Teil I des Gesetz- 
entwurfs geregelten Erzeugnisse sind — mit Aus- 
nahme des Qualitätsweines eines bestimmten An- 
baugebietes (Qualitätswein b. A.) und des zur Ge- 
winnung von Qualitätswein b. A. geeigneten Wei- 
nes — für den Bereich der EWG festgelegt in An- 
hang II der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 und in 
Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 948/70. Eine 
Wiederholung dieser Begriffsbestimmungen im na- 
tionalen Recht verbietet sich, weil dies Zweifel an 
der unmittelbaren Geltung des Gemeinschaftsrechtes 
und an der Anwendbarkeit des Artikels 177 des 
EWG-Vetrages begründen könnte. Hierauf hat auch 
die Kommission in ihrer Antwort auf die schrift- 
liche Anfrage Nr. 313/70 (Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften Nr. C 2 vom 2. Januar 1971 
S. 12) hingewiesen. Zur Erleichterung der Übersicht- 
lichkeit für den Reditsunterworfenen sind jedoch in 
§ 1 Verweisungen auf diese Begriffsbestimmungen 
aufgenommen worden. 

Im Absatz 1 sind dabei die Erzeugnisse zusammenge- 
faßt, deren Begriffsbestimmungen nach Artikel 1 
Abs. 4 Buchstabe b der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
gleichermaßen für Erzeugnisse mit Ursprung in Mit- 
gliedstaaten der EWG wie auch für Erzeugnisse mit 
Ursprung in Drittländern gelten. Zu dieser Gruppe 
zählt über die aufgeführten Erzeugnisse hinaus auch 
der Brennwein, auf dessen Begriffsbestimmung je- 
doch aus systematischen Gründen in § 35 Abs. 1 ver- 
wiesen wird. 

Absatz 2 führt die Erzeugnisse auf, bei denen unter- 
schiedliche Begriffsbestimmungen für Erzeugnisse 
mit Ursprung in Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
und mit Ursprung in Drittländern gelten. 

Absatz 3 enthält die Begriffsbestimmung für inlän- 
dischen Qualitätswein b. A., die nach Artikel 1 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 817/70 
dem nationalen Gesetzgeber übertragen ist. 

Absatz 4 gibt schließlich die Begriffsbestimmung 
des zur Gewinnung von Qualitätswein b. A. ge- 
eigneten Weines. Sie ist der in Nr. 9 des An- 
hangs II der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 ent- 
haltenen Definition für zur Gewinnung von Tafel- 
wein geeignetem Wein angeglichen. 

Absatz 5 verweist auf die Begriffsbestimmungen der 
verschiedenen Alkoholgehalte und enthält die Er- 
mächtigung, durch Rechts Verordnung das Verfah- 
ren zur Errechnung der Alkoholgehalte aus dem 
Mostgewicht festzulegen. Dies ist erforderlich, um 
eine einheitliche Handhabung zu gewährleisten, 
Fehlerquellen auszuschalten und dadurch die 
Rechtssicherheit zu erhöhen. 


ERSTER ABSCHNITT 

Inländischer Wein 

Zu § 2 (Rebanlagen, Rebsorten und 
Anb aumethoden) 

Absatz 1 enthält die weiter anwendbaren Teile von 
§ 2 Abs. 1 und 2 des Weingesetzes 1969 (WG 1969). 
Er gibt die Begriffsbestimmung des inländischen 
Weines im Sinne des Gesetzes, der ausschließlich 
aus im Inlande geernteten Weintrauben hergestellt 
sein muß. 

Absatz 2 gibt die im Artikel 3 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 817/70 enthaltene verpflichtende 
Ermächtigung zur Aufstellung des Verzeichnisses 
der für die Erzeugung jedes einzelnen Qualitäts- 
weins b. A. geeigneten Rebsorten an die Landes- 
regierungen der weinbautreibenden Länder weiter, 
weil es sich hierbei um Entscheidungen aufgrund 
örtlicher Gegebenheiten handelt, für die eine bun- 
deseinheitliche Regelung weder erforderlich noch 
zweckdienlich ist. 

Absatz 3 ermächtigt aus den zu Absatz 2 genannten 
Gründen die weinbautreibenden Länder zur Rege- 
lung der zur Gewährleistung einer optimalen Quali- 
tät der Qualitätsweine b. A. notwendigen Anbau- 
methoden nach Artikel 4 Unterabsatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 817/70. Hierbei werden Mindest- 
anforderungen für die Regelung aufgestellt. 

Absatz 4 verpflichtet die Landesregierungen der 
weinbautreibenden Länder, den für die Herstellung 
eines Qualitätsweins b. A. zulässigen Hektarertrag 
an Trauben-, Most- oder Weinmengen festzusetzen. 
Die Festsetzung von Hektarhöchsterträgen durch die 
Mitgliedstaaten ist in Artikel 10 Abs. 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 817/70 vorgeschrieben. Die 
Überschreitung hat nach Absatz 2 des genannten 
Artikels zur Folge, daß die gesamte Ernte nicht 
mehr als Qualitätswein b. A. bezeichnet werden 
darf, es sei denn, daß im nationalen Recht etwas 
anderes vorgesehen ist. Diese abweichende Rege- 
lung ist für die Bundesrepublik auf der Grundlage 
einer nicht veröffentlichten Erklärung des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften (EG) in Satz 2 getrof- 
fen. 

Absatz 5 übernimmt die Vorschrift des § 2 Abs. 5 
WG 1969. Ausgenommen mußte dabei die vom 
Weingesetz 1969 vorgesehene Festlegung der Be- 
zeichnung des Weines bleiben, weil sich der Rat der 
EG in Artikel 30 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 den Erlaß der Regeln über Bezeichnung 
und Aufmachung der in § 1 genannten Erzeugnisse 
Vorbehalten hat. Satz 3 ist im Hinblick auf § 28 
Abs. 2 des Entwurfs eines Verwaltungsverfahrens- 
gesetzes geändert und der Fassung des § 52 Abs. 2 
angepaßt worden. 

Zu § 3 (Traubenlese, Herbstordnung) 

§ 3 entspricht § 3 WG 1969. 
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Zu § 4 (Verarbeitung zu Qualitätswein außerhalb 
des bestimmten Anbaugebietes) 

Nach Artikel 5 Abs. 2 Unterabsatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 817/70 muß bei der Herstellung von 
Qualitätswein b. A. grundsätzlich die Verarbeitung 
der Trauben zu Most und des Mostes zu Wein, 
innerhalb des bestimmten Anbaugebietes erfolgen, 
in dem sie geerntet worden sind. NachUnterabsatz2 
der genannten Vorschrift kann die Verarbeitung 
jedoch außerhalb des bestimmten Anbaugebietes 
erfolgen, sofern dies aufgrund der Regelung des 
Mitgliedstaates, in dem die zur Weinbereitung 
bestimmten Trauben geerntet worden sind, zuläs- 
sig ist. Artikel 1 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1698/70 schreibt hierzu vor, daß die Verarbei- 
tung nur nach Genehmigung erfolgen darf. 

Absatz 1 läßt die Verarbeitung nach Maßgabe der 
angeführten Verordnungen zu. Da es sich hierbei 
um eine Frage der Behördenorganisation im Bereich 
der Landesverwaltung handelt, wird vorgeschrieben, 
daß die Landesregierung des weinbautreibenden 
Landes, in dem die Weintrauben geerntet worden 
sind, die für die Erteilung der Genehmigung zu- 
ständigen Stellen bestimmt. 

Absatz 2 enthält eine Begriffsbestimmung der Ver- 
arbeitung im Sinne des Absatzes 1 als eines Teils 
der in § 43 Abs. 2 umschriebenen Herstellungsvor- 
gänge. 

Zu § 5 (Erhöhung des Alkoholgehaltes) 

Artikel 18 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
ermächtigt die Mitgliedstaaten, bei der Herstellung 
von Tafelwein die Erhöhung des vorhandenen oder 
potentiellen natürlichen Alkoholgehaltes (Anreiche- 
rung) zuzulassen, wenn es die Witterungsverhält- 
nisse erforderlich erscheinen lassen. Da diese Vor- 
aussetzungen im gesamten deutschen Weinanbau- 
gebiet vorliegen, hatte schon § 5 WG 1969 in Über- 
einstimmung mit dem geltenden Recht die Anrei- 
cherung unter bestimmten Voraussetzungen er- 
laubt. In Übereinstimmung damit läßt Absatz 1 die 
Anreicherung weiterhin zu. Die zulässigen Ver- 
fahren der Erhöhung des Alkoholgehaltes und die 
Grenzwerte sind in den Artikeln 18 und 19 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 sowie in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1594/70 geregelt. 

Absatz 2 läßt die Anreicherung aufgrund der Er- 
mächtigung in Artikel 7 Abs. 2 Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 817/70 auch für Erzeugnisse 
zu, die aus für Qualitätswein b. A. geeigneten Reb- 
sorten (§ 2 Abs. 2) gewonnen sind. Nach Unter- 
absatz 2 des genannten Artikels sind grundsätzlich 
alle für Tafelwein nach Artikel 19 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 816/70 erlaubten Verfahren der 
Erhöhung des Alkoholgehaltes auch für Qualitäts- 
wein b. A. zulässig. Insoweit ist jedoch von der Er- 
mächtigung des Artikels 15 der Verordnung (EWG) 
Nr, 817/70 Gebrauch gemacht worden, für Qualitäts- 
wein b. A. die Bedingungen strenger zu gestalten. 
Für Qualitätswein erlaubt § 10 Abs. 2 Nr. 2 lediglich 
den Zusatz von Zucker (Saccharose). Qualitätswein 
mit Prädikat darf nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 überhaupt 
nicht verbessert werden. Da nach Artikel 7 Abs. 2 


Unterabsatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 817/70 die 
in Artikel 19 Abs. 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 für Tafelwein festgesetzten Anreiche- 
rungshöchstgrenzen für Qualitätswein b. A. nicht 
gelten, sind sie in Satz 2 nach Weinbauzonen ge- 
trennt für Rotweine und andere Weine unterschied- 
lich festgesetzt worden. 

Zu § 6 (Meldepflichten) 

Die Vorschrift verpflichtet aus den zu § 4 Abs. 1 ge- 
nannten Gründen die Landesregierungen der wein- 
bautreibenden Länder zur Bestimmung der zustän- 
digen Behörden, denen die nach Artikel 22 Abs. 1 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 und 
Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1618/70 
erforderlichen Meldungen über die Anwendung von 
Verfahren nach den Artikeln 19, 20 und 21 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 sowie über Mengen an 
Zucker und konzentriertem Traubenmost abzugeben 
sind. Die Einzelheiten über die Meldung, Durchfüh- 
rung und Kontrolle dieser Verfahren sind geregelt 
in den Verordnungen (EWG) Nr. 1594/70 und 
Nr. 1618/70. Nach Artikel 2 Abs. 2 Unterabsatz 2 der 
letztgenannten Verordnung können unter bestimm- 
ten Voraussetzungen Erleichterungen zugelassen 
werden. Satz 2 gibt diese Ermächtigung ebenfalls an 
die Landesregierungen der weinbautreibenden Län- 
der weiter. 


Zu § 7 (Behandlungsstoffe und Behandlungs- 
verfahren) 

§ 7 entspricht § 6 WG 1969. Ersatzlos weggefallen ist 
jedoch dessen Absatz 1 Satz 3, weil der Zusatz 
von Alkohol bereits in Artikel 25 Abs. 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 geregelt ist. In Ab- 
satz 3 ist entsprechend neuerer wissenschaftlicher 
Erkenntnisse der Ausdruck ionisierende Strahlen 
durch energiereiche Strahlen ersetzt worden (ebenso 
in § 16 Abs. 2 Nr. 3, § 20 Abs. 2 Nr. 2, § 25 Abs. 2 
Nr. 2, § 30 Abs. 2 Nr. 2, § 35 Abs. 3 Nr. 3, § 40 Abs. 2 
Nr. 2). 


Zu § 8 (Gehalt an Restzucker, schwefeliger Säure, 
Schwefelsäure und anderen Stoffen) 

§ 8 entspricht § 7 WG 1969. Jedoch ist der Grenz- 
wert für den Gehalt an Schwefelsäure entsprechend 
dem vom Internationalen Amt für Rebe und Wein 
(OIV) festgelegten Wert auf 1500 mg/1 erhöht 
worden. 

Zu § 9 (Geographische Bezeichnungen) 

§ 9 entspricht § 9 WG 1969. In Absatz 1 Satz 2 ist 
jedoch das Verbot aufgenommen worden, Tafelwein 
mit Namen von bestimmten Anbaugebieten oder 
deren Untergebieten und von Lagen zu bezeichnen. 
Dies ist aus Gründen der Bezeichnungsklarheit 
erforderlich, um Verwechslungen mit Qualitäts- 
weinen b. A. zu vermeiden. Für die Verwendung 
von Lagenamen ist das Verbot aus § 14 Abs. 2 WG 
1969 übernommen, der im übrigen unanwendbar ist 
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daher nicht in den Entwurf einbezogen werden 
konnte. 

In Absatz 2 ist nunmehr klargestellt, daß Lagen so- 
wohl Einzel- als auch Großlagen sein können. 

Neu eingefügt ist Absatz 11, der die Verwendung 
der Bezeichnung „deutsch" regelt. Der Vorbehalt 
dieser Bezeichnung für ausschließlich aus inländi- 
schen Weintrauben hergestellten Wein stützt sich 
auf Artikel 30 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70. 

Zu § 10 (Qualitätswein) 

§ 10 entspricht § 11 WG 1969. Die Ermächtigung, 
national zusätzliche Merkmale und Bedingungen für 
Qualitätsweine b. A. festzulegen, ergibt sich aus 
Artikel 1 Unterabsatz 2 und Artikel 15 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 817/70. 

Absatz 1 ist als Erweiterung der ursprünglichen 
Bezeichnungsmöglichkeit in Anpassung an Arti- 
kel 12 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
817/70 die Bezeichnung Qualitätswein b, A. einge- 
fügt worden. 

In Absatz 3 sind aufgrund der Ermächtigung des 
Artikels 6 der Verordnung (EWG) Nr. 817/70 Min- 
destmostgewichte getrennt nach Weinbauzonen so- 
wie die notwendigen Ausnahmen für spätreifende 
Trauben neu festgelegt und ihre Werte mit Rück- 
sicht auf die durch das Inkrafttreten der EWG- 
Verordnungen entstandene Lage auf dem Wein- 
markt zur Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit in- 
ländischer Weine geändert worden. 

Zu § 11 (Qualitätswein mit Prädikat) 

§ 11 entspricht § 12 WG 1969. Absatz 2 ist redak- 
tionell dahin geändert, daß die Voraussetzungen 
für die Zuteilung einer Prüfungsnummer als Quali- 
tätswein mit Prädikat auf denen für Qualitätswein 
aufbauen. Wegen der Ermächtigung zu ihrer Fest- 
setzung wird auf die Begründung zu § 10 verwiesen. 

Zu § 12 (Grenzwerte) 

§ 12 ist eine durch Artikel 11 der Verordnung 
(EWG) Nr. 817/70 notwendig gewordene, neu ein- 
gefügte Vorschrift. Sie überträgt die den Mitglied- 
staaten erteilte Ermächtigung, weitere Grenzwerte 
zur Charakterisierung von Qualitätsweinen b. A. 
festzulegen, auf die weinbautreibenden Länder. 
Diese Übertragung erfolgt, weil eine bundeseinheit- 
liche Regelung weder erforderlich noch zweckdien- 
lich ist. 

Zu § 13 (Prüfung der Qualitätsweine und der 
Qualitätsweine mit Prädikat) 

§ 13 entspricht § 13 WG 1969. Als neue Regelung 
überträgt Absatz 1 wegen des sachlichen Zusammen- 
hangs den für die Prüfung der Qualitätsweine b. A. 
zuständigen Behörden auch die Entscheidung über 
die Herabstufung dieser Weine. 


Zu §§ 14 und 15 (Verbot bestimmter Angaben, 
sonstige Bezeichnungen und An- 
gaben) 

Die Vorschriften über Bezeichnungen und Angaben 
umfassen den Rechtsstoff der §§ 10 und 15 bis 17 
WG 1969. Dem Umstand, daß sich der Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Artikel 30 Abs. 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 die Regelung der 
Bezeichnung und Aufmachung von Wein Vorbehal- 
ten hat, ist durch die Ermächtigung des § 15 Rech- 
nung getragen. Sie ermöglicht den Erlaß von Vor- 
schriften für die Übergangszeit bis zum Erlaß der 
EWG-Verordnung und für den Fall, daß diese Raum 
für nationale Regelungen läßt. 

§ 14 bezieht in das grundsätzliche Verbot aller nicht 
ausdrücklich durch Rechtsvorschrift zugelassenen 
Angaben die Wappen nicht mehr ein. Sinn der Vor- 
schrift ist es, durch eine Einschränkung der Dekla- 
rationsfreiheit den Verbraucher vor Täuschung über 
die Qualität des Erzeugnisses zu schützen. Die bloße 
Wiedergabe von Wappen enthält jedoch weder eine 
Aussage über die Qualität des Weines noch wird sie 
in der Verbrauchererwartung so verstanden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Ausländischer Wein 


Zu § 16 (Verbringen ins Inland) 

§16 entspricht § 19 WG 1969, hat jedoch mit Rück- 
sicht auf die Vorschriften der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 vier Änderungen erfahren. 

In Absatz 1 wird unterschieden zwischen Weinen 
mit Ursprung in der EWG und in Drittländern und 
nur für die letzteren die Herstellung in dem Staate 
gefordert, in dem der überwiegende Teil der ver- 
wendeten Weintrauben geerntet worden ist. Neu 
eingeführt ist in Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe c zur 
Erleichterung der Kontrolle für Drittlandserzeug- 
nissen das Erfordernis, daß sie den von der EWG 
vorgeschriebenen Mindestanforderungen für Trink- 
weine entsprechen müssen, wenn sie als Wein ein- 
geführt werden sollen. 

In Absatz 2 Nr. 6 wird das Verbringen ins Inland 
zusätzlich davon abhängig gemacht, daß der Wein 
nicht unter Zusatz von künstlichen Süßstoffen oder 
Konservierungsstoffen hergestellt worden ist, die in 
der EWG zu diesem Zwecke nicht zugelassen sind. 

Eine Ergänzung der Ermächtigung in Absatz 3 ge- 
stattet unter bestimmten Voraussetzungen die Zu- 
lassung einer Ausnahme von dem Aussdiließungs- 
grund des Absatzes 2 Nr. 5. 

Zu § 17 (Behandeln und Verschneiden im Inland) 

§17 entspricht § 20 WG 1969, dessen Absatz 3 je- 
doch nicht übernommen werden konnte, da der Ver- 
schnitt in Artikel 26 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 geregelt ist. 
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Absatz 2 ist geändert, weil bei Gemeinschaftswein 
nadi Artikel 19 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
der Zusatz von Zucker und konzentriertem Trauben- 
most erlaubt ist. 

Absatz 4 entspricht § 21 Abs. 1 WG 1969 und ist an 
das EWG-Recht angepaßt. Aus Drittländern ein- 
geführter Traubenmost darf nach Artikel 20 Abs. 1 
Unter absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
nicht zur Weinherstellung verwendet werden. 
Traubenmost aus der Gemeinschaft hingegen unter- 
liegt insoweit keiner Beschränkung. 

Zu § 18 (Bezeichnungen und sonstige Angaben) 

§ 18 umfaßt den Rechtsstoff des § 21 Abs. 2 und der 
§§ 22 und 23 WG 1969. Mit Rücksicht auf die aus- 
stehende Regelung nach Artikel 30 Abs. 1 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 enthält er eine Ermächti- 
gung, Vorschriften über Bezeichnungen und son- 
stige Angaben durch Rechtsverordnung zu erlassen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Likörwein 

Zu § 19 (Herstellung) 

Die Vorschrift ist neu aufgenommen worden und 
enthält die Ermächtigung, die Herstellung von 
Likörwein im Inland durch Rechts Verordnung zuzu- 
lassen. Das Weingesetz 1969 ging davon aus, daß 
Likörwein nur ein im Ausland hergestelltes Getränk 
sein kann. Um der deutschen Weinwirtschaft, wenn 
dies wegen der Entwicklung des Weinmarktes er- 
forderlich oder erwünscht sein sollte, innerhalb der 
EWG gleiche Produktionsmöglichkeiten zu geben, 
ist die Vorschrift vorsorglich auf genommen worden. 

Zu § 20 (Verbringen ins Inland) 

§ 20 entspricht § 25 WG 1969. In Absatz 1 konnte 
jedoch die Forderung, daß die zur Herstellung ver- 
wendeten Weintrauben im Herstellungsland ge- 
erntet sein müssen, nur für die Erzeugnisse aus 
Drittländern aufrechterhalten werden, weil nach den 
EWG-Verordnungen für Erzeugnisse aus der Ge- 
meinschaft insoweit keine Beschränkungen be- 
stehen. Bestimmungen über Alkoholgehalt und 
Alkoholart müssen entfallen, weil diese bereits in 
den Begriffsbestimmungen (§ 1 Abs. 2) enthalten 
sind. Entsprechend der Vorschrift bei Wein wird in 
Absatz 2 Nr. 5 zusätzlich vorgeschrieben, daß die 
Verwendung von bestimmten künstlichen Süßstoffen 
und Konservierungsstoffen beim Verbringen ins In- 
land verboten ist. 

Zu § 21 (Behandeln und Verschneiden im Inland) 

§ 21 entspricht § 26 WG 1969. Die Aufnahme von 
Absatz 1 ist zur Klarstellung erforderlich, weil § 19 
die Möglichkeit eröffnet, Likörweine in Zukunft 
auch im Inland herzustellen. 


Zu § 22 (Bezeichnungen und sonstige Angaben) 

Die Vorschrift entspricht § 27 WG 1969, schafft je- 
doch in Absatz 1 wegen der ausstehenden Vor- 
schriften nach Artikel 30 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 eine Ermächtigung, Bezeichnun- 
gen und sonstige Angaben für in- und ausländischen 
Likörwein durch Rechtsverordnung zu regeln. 


VIERTER ABSCHNITT 

Schaumwein 

Zu § 23 (Herstellung) 

Da in absehbarer Zeit EWG-Vorschriften über die 
Herstellung von Schaumwein zu erwarten sind, ent- 
hält § 23 eine Ermächtigung, den Rechtsstoff des 
§ 29 WG 1969 in einer Rechtsverordnung zu regeln. 

Zu § 24 (Bezeichnungen und sonstige Angaben) 

Aus den zu § 23 genannten Gründen ermächtigt die 
Vorschrift, auch Bezeichnungen und sonstige An- 
gaben für Schaumwein (§§ 30 bis 32 WG 1969) in 
einer Rechtsverordnung zu regeln. 

Zu § 25 (Verbringen ins Inland) 

§ 25 entspricht § 33 WG 1969. In Absatz 2 ist jedoch 
auf die Nennung von Höchstwerten für den Gehalt 
an schwefliger Säure mit Rücksicht auf die bevor- 
stehende Regelung durch die EWG verzichtet wor- 
den. Für die Zwischenzeit können sie nach Absatz 3 
Nr. 1 durch Rechtsverordnung festgesetzt werden. 
Auch bei Schaumwein sind zusätzlich bestimmte 
künstliche Süßstoffe und konservierende Stoffe 
unter die Ausschließungsgründe für das Verbringen 
ins Inland aufgenommen. Eine Ergänzung der Er- 
mächtigung in Absatz 3 gestattet unter bestimmten 
Voraussetzungen die Zulassung einer Ausnahme 
von dem Ausschließungsgrund des Absatzes 2 Nr. 4. 

Zu § 26 (Bezeichnungen und sonstige Angaben) 

Die Vorschrift enthält aus den zu § 23 auf geführten 
Gründen eine Ermächtigung, den Rechtsstoff des 
§ 34 WG 1969 in einer Rechtsverordnung zu regeln. 

TEIL II 

Weinhaltige Getränke, 
Branntwein aus Wein 

ERSTER ABSCHNITT 

Weinhaltige Getränke 

Zu § 27 (Begriffsbestimmung) 

§ 27 enthält die Begriffsbestimmung des § 35 WG 
1969, die im Wortlaut den Vorschriften der Ver- 
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Ordnung (EWG) Nr. 816/70 angepaßt ist. Da hier- 
nach Grund wein als Likörwein .anzusehen ist, muß 
seine Erwähnung an dieser Stelle und in den fol- 
genden Vorschriften entfallen und § 36 WG 1969 
ersatzlos gestrichen werden. 

Zu §§ 28 bis 32 

Die Vorschriften entsprechen den §§37 bis 41 WG 
1969. In § 28 Abs. 3 Nr. 2 \ist jedoch für Trauben- 
most und Fruchtsäfte der in 'der EWG vorgesehene 
Grenzwert von 1° für den vorhandenen Alkohol 
aufgenommen worden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Branntwein aus Wein 

Zu §§ 33 bis 42 

Die Vorschriften entsprechen den §§42 bis 51 WG 
1969. In § 35 Abs. 1 ist jedoch die Begriffsbestim- 
mung des Brennweines aus den zu § 1 genannten 
Gründen durch die Verweisung auf die Definition 
der EWG ersetzt worden. Auf das in § 44 WG 
1969 enthaltene grundsätzliche Verbot der Herstel- 
lung von Brennwein ist aus den zu § 19 angeführ- 
ten Erwägun,gen verzichtet worden. Das in § 44 
Abs. 4 Nr. 2 WG 1969 enthaltene Verbot, zur Her- 
stellung von Brennwein einen mit Alkohol versetz- 
ten Wein zu verwenden, ist entfallen, weil der Zu- 
satz von Alkohol zu Wein bereits durch Artikel 25 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 verboten 
ist. Ein gleiches gilt mit Rücksicht auf die Begriffs- 
bestimmung der EWG für die Ausschließungs- 
gründe in § 44 Abs. 4 Nr. 4 WG 1969. Auf die 
Aufnähme von Vorschriften über Bezeichnungen 
und sonstigen Angaben ist im Hinblick auf Artikel 
30 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 ver- 
zichtet worden. Eine Ermächtigung in Absatz 4 ge- 
stattet aber, zwischenzeitlich Vorschriften durch 
Rechts Verordnung zu erlassen. 


TEIL III 

Allgemeine Vorschriften 

Zu §§ 43 bis 54 

Die Vorschriften entsprechen den §§ 52 bis 64 WG 
1969. § 43 Abs. 1 ist jedoch neu gefaßt worden, weil 
die weinrechtlichen Vorschriften der EWG nur Er- 
zeugnisse kennen und nicht zwischen Erzeugnissen 
und Ausgangsstoffen unterscheiden. Dabei ist die 
Aufzählung um weitere, in den EWG-Verordnungen 
genannte Erzeugnisse ergänzt worden. In Absatz 6 
ist mit Rücksicht auf die in absehbarer Zeit zu er- 
wartenden EWG-Vorschriften auf die Festlegung 
einer Behältnisgröße für Schaumwein verzichtet, in 
Absatz 9 die bisher fehlende Begriffsbestimmung 
des Inlandes eingefügt worden. 


Da sich der Rat der EG nach Artikel 30 Abs. 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 die Regelung der 
Bezeichnung und Aufmachung der Erzeugnisse der 
Nr. 22.05 des Gemeinsamen Zolltarifs Vorbehalten 
hat, wurde in § 47 eine Ermächtigung aufgenommen, 
die in § 57 WG 1969 enthaltenen Bestimmungen 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 

§ 48 schafft zur Sicherung einer ausreichenden Über- 
wachung die Möglichkeit zur Einführung von Be- 
gleitdokumenten auch für Erzeugnisse, für die nicht 
schon nach Artikel 29 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 Begleitdokumente vorgeschrieben 
sind. 

§ 50 regelt nur die Rechtsfolgen bei Verletzung 
nationaler Vorschriften, da die Auswirkungen von 
Verstößen gegen EWG-Bestimmungen auf die Ver- 
kehrsfähigkeit der Erzeugnisse sich bereits aus den 
EWG-Verordnungen ergeben. 

§ 52 Abs. 2 ist mit Rücksicht auf die Regelung in 
§ 28 Abs. 2 des Entwurfs eines Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes ergänzt worden. 

§ 54 Abs. 2 läßt aufgrund der Ermächtigung des Ar- 
tikels 27 Abs. 4 Unterabsatz 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 die Herstellung von Tresterwein 
nach Maßgabe dieser Vorschrift zu. 


TEIL IV 

Überwachung 

Zu §§ 55 und 56 (Weinbuch- und Analysenbuch- 
führung, Allgemeine Über- 
wachung) 

Die §§ 55 und 56 entsprechen den §§65 bis 69 WG 
1969. Die vom Rat der EG in Artikel 29 Abs. 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 816/70 vorgeschriebe ne 
Buchführungspflicht beschränkt sich auf die in den 
Nummern 1 bis 15 des Anhangs II dieser Verord- 
nung aufgeführten Erzeugnisse. Zur Sicherung einer 
ausreichenden Überwachung auch für andere Er- 
zeugnisse ist in § 55 eine Ermächtigung zum Erlaß 
von Buchführungsvorschriften enthalten. Dabei ist, 
um auch moderne Bürotechniken zu ermöglichen, 
statt der Eintragung in Bücher die Einrichtung einer 
Buchführung vorgeschrieben. 

Zu § 57 (Überwachung beim Verbringen ins Inland) 

§ 57 faßt den Rechtsstoff der §§70 bis 78 WG 1969 
in eine Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsver- 
ordnung. Zwar lassen die Verordnungen zur EWG- 
Weinmarktorganisation die nationalen Kompeten- 
zen zum Erlaß von Überwachungsvorschriften zu- 
nächst noch unberührt. Es ist jedoch zu erwarten, 
daß im Laufe der Zeit, insbesondere für den inner- 
gemeinschaftlichen Warenverkehr, Kontrollen ein- 
geschränkt oder aufgehoben werden. Dieser mög- 
lichen Entwicklung trägt § 57 Rechnung. 
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TEIL V 

Ergänzungsvorschriften 

Zu §§ 58 bis 60 

Die Vorsdiriften entsprechen den §§ 79 bis 81 WG 
1969. 

In § 58 Abs. 1 ist statt der Bezeichnungen Weinhefe 
und Hefe trüb, die den EWG-Vorschriften fremd 
sind, der Begriff Weintrub (Nr. 17 des Anhangs II 
der Verordnung [EWG] Nr. 816/70) eingeführt wor- 
den. 

Die Verpflichtung zur Vergällung von Weintrub 
stützt sich auf die Ermächtigung in Artikel 3 Abs. 1 
Unterabs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1699/70. 

In § 59 Nr. 3 ist die strengere Fassung des § 75 der 
Regierungsvorlage für das Weingesetz 1969 wieder 
aufgenommen worden. In der Zeit seit Verabschie- 
dung dieses Gesetzes mußte bei stichprobenartigen 
Untersuchungen Wein in einer Vielzahl von Fällen 
als verdorben zurückgewiesen werden, weil die Be- 
hältnisse durch Rückstände von vorher transportier- 
ten Stoffen (z. B. verdorbenen technischen Fetten, 
Mineralölen, Bitumen, Plastomoll, Plexisol, Aethyl- 
acetat, Tetrachlorkohlenstoff, Isodecylalkohol, Me- 
thylmethacrylat) verunreinigt waren. Er erweist 
sich daher als notwendig, den wechselseitigen Trans- 
port von Erzeugnissen und Chemikalien oder son- 
stigen technischen Stoffen zu unterbinden. 

§ 60 enthält die weiter anwendbaren Teile des § 81 
WG 1969 und beschränkt sich in Absatz 1 zur Siche- 
rung der Überwachung auf die Regelung der Be- 
zeichnung von Traubensaft und konzentriertem 
Traubensaft in Behältnissen von zwei Litern Raum- 
inhalt oder mehr (Artikel 3 Abs. 1 Unterabs. 1 der 
Verordnung [EWG] Nr. 1699/70) und in Absatz 2 
auf das Verbot zur Verwendung bei der Herstellung 
bestimmter alkoholischer Getränke. 


TEIL VI 

Übergangsregelungen 

Zu §§ 61 bis 63 

§§ 61 bis 63 entspredien den §§ 83, 85 und 88 WG 
1969. 


§ 62 Abs. 2 madit von der Ermäditigung des Arti- 
kels 3 Abs. 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 817/70 Gebrauch. 

TEIL VII 

Straf- und Bußgeldvorsdiriften 

Zu §§ 64 bis 67 

Die Vorschriften entsprechen den §§ 89 bis 92 WG 
1969. 

In § 64 ist jedoch übereinstimmend mit § 50 des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Neuordnung und Be- 
reinigung des Rechts im Verkehr mit Lebensmit- 
teln, Tabakerzeugnissen, kosmetischen Mitteln und 
sonstigen Bedarfsgegenständen die Strafdrohung auf 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren herabgesetzt. In 
§ 64 Abs. 4 und § 66 Abs. 6 sind die Vorschriften 
der EWG-Verordnungen bewehrt. Als Straftaten 
sind dabei, wie im Weingesetz 1969, nur vorsätzliche 
Zuwiderhandlungen eingestuft worden, die tatsäch- 
lich oder mindestens potentiell die menschliche Ge- 
sundheit gefährden, die Eigenheit der Erzeugnisse 
maßgeblich beeinträchtigen oder auf Täuschung oder 
Übervorteilung des Verbrauchers gerichtet sind. Alle 
anderen Verstöße sind als Ordnungswidrigkeiten 
mit Bußgeld bedroht. 

TEIL VIII 

Schlußvorschriften 

Zu §§ 68 bis 72 

Die Schlußvorschriften entsprechen im wesentlichen 
den §§93 bis 97 WG 1969. In § 72 Abs. 3 Nr. 2 ist 
jedoch bestimmt, daß das Weingesetz 1969 mit In- 
krafttreten dieses Gesetzes außer Kraft tritt. Die 
Übergangsregelung in Absatz 6 läßt nunmehr zu, 
daß statt der Abfüllung in beschriftete Behältnisse 
von nicht mehr als fünf Liter Rauminhalt die Ein- 
füllung in gekennzeichnete Behältnisse ohne Volu- 
menbegrenzung erfolgen kann. Es ist mithin nicht 
mehr erforderlich, die Erzeugnisse vorzeitig in Fla- 
schen abzufüllen. Außerdem werden die bei der 
Lagerung der etikettierten Flaschen über einen 
längeren Zeitraum in unter Umständen feuchten 
Kellern oder Lagerräumen auftretenden Unzuträg- 
lichkeiten vermieden und Personal- wie auch Sach- 
kosten eingespart. 
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